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Bundesinnenminister Friedrich 
FE hat am 21. September den 

bundesweit größten Neonazi- 
Verein, die „Hilfsorganisation für na- 
tionale politische Gefangene und de- 
ren Angehörige e.V.” (HNG), verbo- 
ten. Damit einher gingen in den Län- 
dern Bayern, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
Durchsuchungs- und Beschlagnahme- 
maßnahmen gegen führende Mitglie- 
der der HNG. In der Pressemitteilung 
des Innenministeriums heißt es dazu: 


„Die HNG war bereits im Herbst vergan- 
genen Jahres Ziel einer breit angelegten 
Durchsuchungsaktion. Die zwischenzeit- 
lich ausgewerteten Funde verdeutlichen, 
dass sich die HNG dem aktiven Kampf 
gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung verschrieben hat. Unter 
dem Motto „Drinnen wie draußen eine 
Front.“ bestärkt die HNG unter dem 
Deckmantel einer vermeintlich karitati- 

= ; ven Betreuung 
von Strafgefan- 
genen inhaftier- 
te Rechtsextre- 
misten in ih- 
rer nationalisti- 
schen Überzeu- 
gung und moti- 
viert sie, in ih- 
rem „Kampf 
gegen das Sys- 
tem“ fortzufah- 
ren. Demnach 
ist es gerade 
nicht ihr Ziel, 
straffällig ge- 
wordene Rechtsextremisten zu resoziali- 
sieren, sondern im kriminellen rechtsex- 
tremistischen Spektrum dauerhaft zu ver- 
ankern.“ 

Bundesinnenminister Friedrich erklär- 
te: „Es war nicht länger hinnehmbar, dass 
inhaftierte Rechtsextremisten durch die 
HNG in ihrer aggressiven Haltung gegen 
die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung bestärkt werden. Aus Ablehnung des 
demokratischen Rechtsstaats sowie der 
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Bundesinnenminister verbietet 
neonazistische Gefangenen- 
hilfsorganisation HNG 


Verherrlichung des Nationalsozialismus 
versuchte die HNG, rechtsextreme Straf- 
täter in der Szene zu halten. Die HNG hat 
zur verzeichnenden Radikalisierung der 
Neonaziszene beigetragen. Mit Solidari- 
tätsbekundungen und finanzieller Unter- 
stützung stärkte und festigte die HNG 
über den einzelnen inhaftierten Rechtsex- 
tremisten hinaus zugleich auch die rechts- 
extremistische Szene als Ganzes.“ 
(http://www.bmi.bund.de/Shared 
Docs/Pressemitteilungen/DE/2011/09/ 
verbot_hng.html?nn=109632) 


HNG-Verbot reicht nicht 


„Das Verbot der ‚Hilfsorganisation für 
nationale politische Gefangene’ (HNG) 
ist eine richtige, aber nur die zweitbeste 
Maßnahme im Kampf gegen die Neona- 
zi-Szene“, kommentiert Ulla Jelpke die- 
Entscheidung des Bundesinnenministeri- 
ums, die neonazistische HNG zu verbie- 
ten. Die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE weiter: 

„Die HNG war weit mehr als ein Ver- 
ein, der sich um die Betreuung von Ge- 
fangenen und deren Angehörigen küm- 
mert. Ihre Aufgabe bestand vor allem da- 
rin, im Gefängnis sitzende Nazis weiter 
an die Naziszene zu binden und nach 
Möglichkeit andere Gefangene neu zu re- 
krutieren. Damit erschwerte sie nicht nur 
einen möglichen Ausstieg neofaschisti- 
scher Gewalttäter aus der Szene, sondern 
sorgte auch dafür, dass junge Männer mit 
eher diffus rechter Gesinnung unter orga- 


nisierte neonazistische Beeinflussung ge- 
rieten. Das Verbot ist deshalb ein berech- 
tigter und notwendiger Schritt, auch 
wenn es gewissermaßen das Pferd von 
hinten aufzäumt: 

Die wichtigste Organisation der neona- 
zistischen Szene ist schließlich die NPD. 
Sie stellt Strukturen bereit, liefert die 
wichtigsten Parolen und Gelder. Ein ent- 
schlossenes Vorgehen gegen die NPD, 
das auch ihr Verbot beinhaltet, müsste 
oberste Priorität im Kampf gegen Nazis 
haben. Wenn Bundesinnenminister Fried- 
rich das weiterhin ablehnt, wird das 
HNG-Verbot keine nachhaltige Wirkung 
haben.“ Frank Brendle, 

wissenschaftlicher Mitarbeiter 
MdB Ulla Jelpke, 
Fraktion DIE LINKE I 
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Vorsitzende der HNG war seit Juli dieses Jahres Daniela Wegener, vormals Kopf der Kamerad- 
schaft „Freie Nationalisten Sauerland/Siegerland”. Vor Wegener stand seit 1991 Ursula Mül- 
ler aus Mainz-Gonsenheim an der Spitze der HNG. Zeitweilig führte die einschlägig verurteilte 
Müller auch die „Deutsche Frauenfront“ (DDF) und die Frauenabteilung des „Komitees zur Vor- 
bereitung des 100. Geburtstags Adolf Hitlers” (KAH). Gegründet wurde die HNG 1979 in 
Frankfurt/Main, Vorsitzender wurde Henry Beier. Im Mai 1980 wurde Beier von der Großen 
Strafkammer des Frankfurter Landgerichts unter anderem wegen Volksverhetzung zu einer 18- 
monatigen Haftstrafe verurteilt. Der Neonazi hatte im Keller seines Hauses das neonazistische 
Untergrundblatt „Das braune Bataillon“ gedruckt. In dem Blatt, dessen Titelblätter mit dem Ha- 
kenkreuz versehen waren und Abbildungen von NS-Größen zeigten, waren antisemitische Pa- 
rolen verkündet und zum Aufbau der NSDAP aufgerufen worden. Beier war ehemaliger Leiter 
der seit 1980 inaktiven neonazistischen „Kampfgruppe Großdeutschland“. Als Publikationsor- 
gan gab die HNG die monatlich erscheinenden „Nachrichten“ heraus, in denen zum Zwecke 
der Kontaktvermittlung die Namen und Anschriften inhaftierter Gleichgesinnter aus dem In- und 
Ausland veröffentlicht wurden. Quelle: Blick nach rechts 
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Zielgruppe Sammler 


WEIL AM RHEIN/SCHWEIZ. Der „Atlas- 
Verlag“ mit Anschrift in Weil am Rhein, 
der unter dem Namen „Editions Atlas 
S.A.“ seinen Sitz im schweizerischen 
Cheseaux-sur-Lausanne hat, bezeichnet 
sich als einen in 16 europäischen Ländern 
tätigen „Spezialisten für exklusive Sam- 
melobjekte und Sammelwerke“. Als sol- 
cher vertreibt er z.B. Modelle von 
Schlachtschiffen, private Farbfilme aus 
der Zeit des Zweiten Weltkrieges oder 
Schriften wie die „Geschichte Europas“. 
Beworben werden die Produkte der 
Schweizer Firma seit einigen Jahren auch 
mit Beilagen in einschlägig rechten Publi- 
kationen. So z.B. in der „Deutschen Mili- 
tärzeitschrift“, der „Deutschen Sprach- 
welt“, der „Preußischen Allgemeinen Zei- 
tung“ und in der „Jungen Freiheit“. Ein 
eigens vom Verlag gegründeter “Initiativ- 
kreis Bildung und Geschichte” offeriert 
sogar einen kostenlosen Einblick in die 
europäische Geschichte. 

Die beworbene Bild-Dokumentation 
„Geschichte Europas“ biete „faszinieren- 
de Biografien strahlender Helden und 
ruchloser Verräter, selbstloser Märtyrer 
und millionenfacher Opfer, die alle ge- 
meinsam Europas Geschichte schrieben“, 
heißt es in der Verlagswerbung. hma I 


Kulturwerk tagte 


ÖSTERREICH. Unter dem Motto „Für die 
Zukunft unserer Jugend“ tagte zum 20. 
Mal das extrem rechte „Kulturwerk 
Österreich“. Dem steht neuerdings Dr. 
Walter Marinovic als Obmann vor, der in 
der Vergangenheit auch schon bei der 
NPD als Redner auftrat. Das Eröffnungs- 
referat zum Thema „Unsere Jugend in 
überfremdeten Großstädten“ hielt der 
steirische Landesrat Dr. Gerhard Kurz- 
mann von der FPÖ. Die in der deutschtü- 
melnden „Österreichischen Landsmann- 
schaft“ aktive Ulrike Raich stellte ihre 
Vorstellungen von einer „kinder- und fa- 
milienfreundlichen Bevölkerungspolitik“ 
vor. Prof. Georg Hauer sprach sich gegen 
die Gesamtschule aus und Dr. Alfred 
Mechtersheimer warnte vor dem angel- 
sächsischen Finanzkapitalismus, der die 
ganze Welt bedrohe. Zum Abschluss ka- 
men Vertreter von „Jugend- und Heimat- 
organisationen aus dem ganzen deut- 
schen Kulturkreis“ zu Wort. Der neue 
Obmann des „Kulturwerks“ hat sich eine 
Verjüngung des Vereins zum Ziel gesetzt. 

hma 


Untersuchung eingeleitet 


SCHWEIZ/SISELEN. Der Synodalrat der 
reformierten Kirchen Bern-Jura-Solo- 
thurn hat eine externe Untersuchung ge- 
gen die im Schweizer Siselen ansässige 
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Pfarrerin Christine Dietrich (36) be- 
schlossen. Dietrich gehörte bis vor kur- 
zem dem engeren Mitarbeiterkreis des 
rassistischen Blog „PI-News“ an, der von 
Stefan Herre gegründet worden war. Die- 
trich trat 2009 auf dem 2. Anti-Islamisie- 
rungskongress der extrem rechten „Pro“- 
Bewegung in Köln auf und segnete die 
Anwesenden. hma U 


Ausschreitungen gegen 
Roma in Bulgarien 


In der Nacht auf den 25. September ist es 
in Bulgarien zu Ausschreitungen gegen 
Roma gekommen. Anlass war ein Ver- 
kehrsunfall, bei dem ein Jugendlicher 
ums Leben kam; der Fahrer des Unfall- 
wagens soll ein Roma gewesen sein. In 
Plowdiw wurde daraufhin eine Roma- 
Siedlung angegriffen, ein Mensch starb, 
120 wurden verhaftet. Auch in Varna 
wurden Roma angegriffen. Die Beerdi- 
gung des 19-Jährigen wurde mit 5000 
Menschen zu einer antiziganischen De- 
monstration. Die Beteiligung von Motor- 
radgangs und Hooligans mehrerer Verei- 
ne passt nicht zu der Behauptung, es habe 
sich um die spontane Empörung von An- 
wohnerInnen gehandelt, sondern legt den 
Schluss nahe, dass es sich um organisier- 
te Angriffe handelte. Am 23. Oktober fin- 
den Präsidentschaftswahlen statt, und die 
extreme Rechte erhofft sich von einer 
rassistisch aufgeladenen Atmosphäre 
Stimmengewinne. 

Es handelt sich um eine explosive Mi- 
schung aus gewalttätigem Antiziganis- 
mus, wie er in vielen osteuropäischen 
Ländern derzeit für Aufsehen sorgt, und 
aus einer verbreiteten Feindschaft gegen 
türkischsprachige Muslime (zu denen 
auch viele der Plowdiwer Roma zählen), 
die sich schon vor vier Monaten in von 
der Partei „Ataka‘“ organisierten Krawal- 
len gegen das Freitagsgebet in einer So- 
fioter Moschee Bahn brach (s. AN 
11/2011). F (FAZ, 26. und 27.911) WM 


Nationalistische Kritik an 
EU weit verbreitet 


Die EU-Kommission hat soeben eine 
Studie veröffentlicht, wie die Deutschen 
über den EU-Binnenmarkt denken. Wäh- 
rend sich auf der einen Seite eine deutli- 
che Sozialkritik erkennen lässt — der EU- 
Binnenmarkt nütze nur den Großunter- 
nehmen (65 %), er habe die Arbeitsbedin- 
gungen verschlechtert (56 %), aber kei- 
neswegs den Lebensstandard gehoben 
(57 %) -, stehen auf der anderen Seite na- 
tionalistische Erklärungsmuster. So glau- 
ben 64 % der Befragten, der Binnenmarkt 
habe Deutschland mit billigen Arbeits- 
kräften überschwemmt. Die große Mehr- 
heit begreift nicht, dass sie sich in der 
gleichen Lage befindet wie die Arbeit- 


nehmerInnen anderer EU-Staaten und 
dass darum eine zwischenstaatliche Soli- 
darität nötig ist, sondern sieht sich eher 
als Teil einer nationalen Gemeinschaft, 
die sich gegen „die Anderen“ behaupten 
müsse. Die Jahrzehnte lange Standortar- 
gumentation hat ihre Spuren hinterlassen. 

Der Zusammenschluss mit den euro- 
päischen Nachbarstaaten wird, ganz in 
dieser Logik befangen, dort als nützlich 
empfunden, wo die Konkurrenz noch 
weiter außen steht: 61 % finden gut, dass 
der EU-Binnenmarkt beim Wettbewerb 
mit den USA, Japan oder China helfe. 
Das bestätigt den „Deutschland-Trend“ 
von Anfang September dieses Jahres, laut 
dem 64 % der Deutschen für „mehr ge- 
meinsame Politik in Europa“ einträten, 
weil Deutschland seine wirtschaftlichen 
Positionen nicht ohne eine starke EU be- 
haupten könne. 

Viele Menschen können sich die Grün- 
de für das Gefühl der Existenzbedrohung, 
das von der EU ausgeht, nicht erklären 
und fühlen sich ihr ausgeliefert. Die 
Euro-Krise dürfte die EU-Skepsis noch 
verstärken. 50 % sind der Meinung, der 
Binnenmarkt habe die Auswirkungen der 
Währungskrise nicht begrenzen können; 
auch schon im „Deutschland-Trend“ äu- 
Berten 75 %, dass die Finanzmärkte und 
nicht die Politik über den Euro entschie- 
den. Die EU wird als nicht zu beeinflus- 
sender, undurchschaubarer Moloch emp- 
funden. 

Demgegenüber scheint der Rückzug 
auf den eigenen Staat und sein gedachtes 
„Kollektiv aller Deutschen“ mehr Sicher- 
heit zu verbürgen. Dieser Wunsch nach 
einem Staat als schützender Wagenburg 
gegen „die Anderen“ ist ein idealer Nähr- 
boden für nationalistische und rassisti- 
sche Propaganda. 

F (HA, 2.9.11, FAZ, 279.11) 0 


300 Menschen nahmen an 


Sitzblockade teil 

NEURUPPIN. Die Polizei hat am Samstag, 
den 1.10. in Neuruppin eine Demonstrati- 
on von etwa 180 Neonazis mit Gewalt 
durchgesetzt. Eine etwa 300 Personen 
starke Sitzblockade wurde durch die Poli- 
zei aufgelöst. Dabei kam es teilweise zu 
brutalen Szenen. Immerhin verzögerte 
sich der Ablauf des Neonaziaufmarschs 


um knappe zwei Stunden. Insgesamt wa- 
ren rund 600 Personen an den Protesten 
beteiligt. 

Am Vormittag, lange vor der Anreise 
der auswärtigen Neonazis, war eine anti- 
faschistische Demonstration durch Neu- 
ruppin gezogen. Vom Alten Gymnasium 
aus brach dieser Aufzug auf die Fried- 
rich-Engels-Straße aus und startete dort — 
nur ein paar hundert Meter vom Start- 
punkt der Neonazis entfernt — die Blocka- 
de. Schnell wuchs die Menge an — es 
herrschte beste Stimmung. Dann jedoch 
räumte die Polizei. Zahlreiche Beobach- 
terInnen zeigten sich über das unange- 
messen rüde Vorgehen der Polizei em- 
pört. Immer wieder wurden Handhebel 
und ähnliche Polizeigriffe genutzt. Den- 
noch: Erst kurz vor 14 Uhr, also zwei 
Stunden nach dem geplantem Demobe- 
ginn trafen die Neonazis an der Stelle der 
dann schon aufgelösten Blockade ein. 

Zu den Protesten und Blockaden hatten 
das „Netzwerk Neuruppin“, das „Akti- 
onsbündnis Neuruppin bleibt bunt“ sowie 
zahlreiche weitere Initiativen und Einzel- 
personen aufgerufen. 

Veranstalter der rechten Demo waren 
die „Freien Kräfte Neuruppin / Osthavel- 
land“. Es nahmen vor allem Neonazis aus 
der Region Berlin-Brandenburg teil. Der 
erst Ende August gegründete NPD-Stadt- 
verband in Neuruppin trat mit einem 
Transparent auf. Nach Abschluss ihrer 
Demonstration versuchten etwa 60 Neo- 
nazis, eine weitere, „spontane“ Demons- 
tration vom Neuruppiner Westbahnhof 
aus durchzuführen. Dies wurde ihnen von 
der Polizei verwehrt. 

Ouelle: http://www.inforiot.de/ 

artikel/polizei-ermoeglicht-nazidemo I 


NPD-Parteitag in Dessau? 


Wie die rechte Internetseite Deutschland- 
Echo am 27. September 2011 meldet, fin- 
det der Bundesparteitag der NPD voraus- 
sichtlich am 15. Oktober in Dessau-Roß- 
lau statt. Das Verwaltungsgericht Halle 
hat in einer einstweiligen Verfügung die 
Stadt Dessau verpflichtet, der NPD am 
15. und 16. Oktober für die Durchfüh- 
rung des Bundesparteitages die Anhalt- 
Arena zu überlassen. Die Stadt hatte sich 
juristisch dagegen gewehrt. Weil jedoch 
im März bereits Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) im Rahmen des Landtags- 
wahlkampfes in Sachsen-Anhalt in der 
Arena gesprochen hatte, obwohl diese 
satzungsgemäß nur reinen Sportveran- 
staltungen vorbehalten ist, trug das Ge- 
richt dem parteilosen Oberbürgermeister 
Klemens Koschig auf, die Räumlichkei- 
ten auch der NPD zur Verfügung zu stel- 
len. Die Stadt kann noch Widerspruch 
einlegen.Auf dem Parteitag wird auch der 
Bundesvorstand neu gewählt. Der sächsi- 
sche NPD-Landtagsfraktionschef Holger 
Apfel hat Anspruch auf den Parteivorsitz 
angemeldet. (siehe AN 19/2011) u.b. 


tag, dem 28. Oktober, um 20.00 Uhr. 


les Faschistische. 


arbeit betreiben. 


Die Gingold-Erinnerungsinitiative lädt ein: 
„Zeit für Zeugen - Eine Hommage an Ettie und Peter Gingold” 
Vorführung des Gingold-Films im Frankfurter Club Voltaire 
am Vorabend des fünften Todestages von Peter Gingold 
28. Oktober 2011, 20.00 Uhr, Kleine Hochstr. 5, Frankfurt 


Am Vorabend des fünften Todestages von Peter Gingold wird im 
Frankfurter Club Voltaire (Kleine Hochstr. 5,) eine erweiterte Fas- 
sung des Dokumentarfilms „Zeit für Zeugen - Eine Hommage an 
Ettie und Peter Gingold” gezeigt. Beginn der Vorstellung am Frei- 


Der Frankfurter Antifaschist Peter Gingold, Kommunist, Jude und 
Widerstandskämpfer, ist 9Ojährig am 29. Oktober 2006 gestor- 
ben. Zeit seines Lebens, zu dem Verfolgung, Widerstandskampf 
(u.a. in der französischen Resistance) und unermüdliche Aktivitö- | 
ten gehörten, engagierte er sich außerordentlich stark gegen al- 


Die in Frankfurt entstandene „Eitie-und-Peter-Gingold-Erinne- 
rungsinitiative”, die von einem breiten Kreis von Persönlichkeiten 
aus dem Rhein-Main-Gebiet unterstützt wird, will mit Projekten 
verschiedenster Art die Erinnerung an die beiden Antifaschisten 
wach halten und auch allgemeine antifaschistische Erinnerungs- 


Der Film, der nach der Uraufführung im Mai im Frankfurter Ge- 
werkschaftshaus um einige weitere Statements ergänzt wurde 
und in Kürze auch als DVD verfügbar sein wird, zeigt Aufnah- 
men aus dem Leben und Wirken von Eitie und Peter Gingold. Da- 
rüber hinaus schildern über zwanzig Persönlichkeiten aus ihren 
Begegnungen, Eindrücken und Erlebnissen mit den und durch die Gingolds. Zu denen, die 
sich in dem Film dazu äußern, gehören die Sozialwissenschaftlerin Elisabeth Abendroth, der 
Schauspieler Rolf Becker, die Auschwitz-Überlebende Esther Bejarano, Harald Fiedler (DGB), 
Heinrich Fink (VVN], Jürgen Lamprecht (Naturfreunde), Ulli Nissen (SPD), Willi van Ooyen 
(DIE LINKE), Andy Steimann (Jüdische Gemeinde), Ellen Weber (DKP) und die Tochter Sylvia 
Gingold. Die Gingold-Erinnerungsinitiative lädt zum Besuch der Filmvorführung ein. 


Weitere Informationen auch unter www.Gingold-Initiative.de 


SPD fordert Wiederaufnah- 
me der Oktoberfestattentat- 
Ermittlungen 
MÜNCHEN. Schon der Respekt vor den 13 
Todesopfern und den über 200 Verletzten 
des schwersten Terrorakts der deutschen 
Nachkriegsgeschichte sollte nach Ansicht 
der SPD-Rechtspolitiker Franz Schindler, 
Florian Ritter und Horst Arnold Anlass ge- 
nug sein, das 1982 eingestellte Ermitt- 
lungsverfahren gegen Unbekannt wieder 
aufzunehmen. „Die sogenannte Einzeltä- 
tertheorie, wonach das Attentat von dem 
bei dem Anschlag ums Leben gekomme- 
nen Studenten Gundolf Köhler alleine ge- 
plant und ausgeführt worden ist, ist ange- 
sichts seiner Nähe zu neonazistischen 
Kreisen und vieler Indizien nicht glaub- 
haft“, erklärt der Vorsitzende des Rechts- 
ausschusses Schindler. Vielmehr gebe es 
nicht nur Hinweise, sondern deutliche 
Spuren, dass das Attentat von Rechtsextre- 
misten geplant und vorbereitet worden ist. 
Bei einer von den Fraktionen der SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen organisierten 
Podiumsdiskussion im Bayerischen Land- 
tag berichtete Rechtsanwalt Werner Die- 
trich, der Opfer und Angehörige von Op- 
fern des Attentats vertritt, über seine nun 
schon Jahrzehnte andauernden Bemühun- 
gen, dass die Ermittlungen wieder aufge- 


nommen werden. Hierbei habe er feststel- 
len müssen, dass eine Vielzahl von Spu- 
renakten des bayerischen Landeskriminal- 
amtes nicht bei den Hauptakten des Gene- 
ralbundesanwaltes geführt werden. Er 
wolle nun uneingeschränkte Einsicht in 
diese Spurenakten und forderte hierfür die 
Unterstützung der Politik ein. 

Der Autor des Buches „Oktoberfest. Ein 
Attentat“, der frühere BR-Journalist Ul- 
rich Chaussy, bedauerte die fehlende Sen- 
sibilität der Bundesanwaltschaft für das 
Thema. „Wegen des durch unvollständige 
Ermittlungen entstandenen Vakuums ist 
Raum für alle möglichen Spekulationen 
entstanden.“ Schon im Interesse des 
Rechtsfriedens und der Widerlegung von 
Verschwörungstheorien sei es geboten, 
endlich größere Klarheit über die Hinter- 
gründe des Attentats zu schaffen. Dies sei 
trotz der völlig unverständlichen Vernich- 
tung von Asservaten im Jahr 1997 auf- 
grund neuer kriminaltechnischer Metho- 
den immer noch möglich. Chaussy be- 
grüßte, dass der Landtag auf einen Antrag 
der SPD einstimmig die Wiederaufnahme 
der Ermittlungen beschlossen hat. „Nun 
muss politischer Druck auf das Justizmi- 
nisterium in Berlin und die Bundesanwalt- 
schaft ausgeübt werden.“ 

Lokalberichte München 20-2011 I 
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Zum dritten Mal versammelten 

sich Mitglieder von Bürgerinitia- 

tiven gegen Rechts, Antifa-Grup- 

pen und Parteien aus der Region Aachen, 
um gemeinsam zu diskutieren und die 
Basis für gemeinsames Handeln zu legen. 
Über 70 Menschen trafen sich im Ple- 
num und in den Arbeitskreisen. Sie wur- 
den begrüßt vom Schirmherr der Veran- 
staltung, dem Herzogenrather Bürger- 
meister von den Driesch, von der stell- 
vertretenden Städteregionsrätin Elisabeth 
Paul und dem Bürgermeister der Stadt 
Baesweiler Prof. Dr. Linkens als Spre- 
cher der Konferenz der Bürgermeister in 


der Städteregion. Der Bürgermeister von 
Kerkrade Jos Som schickte ein Grußwort. 
Der Ministerpräsident der Deutschspra- 
chigen Gemeinschaft in Belgien Karl - 
Heinz Lambertz konnte aus terminlichen 
Gründen nicht persönlich teilnehmen. 
Die Bürgermeister von Stolberg, Würse- 
len und Alsdorf waren persönlich anwe- 
send. 

Im Forum referierten und diskutierten 
unter der Leitung von Robert Esser von 
der Aachener Zeitung Vertreter aus den 
Niederlanden, Belgiens und Deutschland 
über islamfeindliche politische Kräfte in 
ihren Ländern. Herbert Ruland (B), Karel 
Toussaint (NL) und Richard Gebhardt 
(D) erteilten den rassistischen Strömun- 
gen eine eindeutige Absage. Viele der 
heute in islamfeindlichen Gruppen Akti- 
ven sind dort schon seit Jahren, auch 
wenn die Gruppenbezeichnungen wech- 
seln. Kritik am Islam als Religion oder an 
islamisch geprägten Staaten ist ihnen nur 
Vorwand für einen permanenten Rassis- 
mus. Wie gefährlich das Ideologiegebräu 
dieser Gruppen ist, zeigte das umfangrei- 
che „Bekenntnis“ des norwegischen 
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Schlusserklärung der dritten Regionalkonferenz gegen 


Rechts am 24.9.2011 in der Europaschule Herzogenrath: 
Verbot der Kameradschaft Aachen 


gehört auf die Tagesordnung 


Massenmörders, das wie ein Kompendi- 
um der Ideen von Geert Wilders, Philip 
de Winter oder Manfred Rouhs wirkt. Die 
Zusammenarbeit der islamfeindlichen 
Gruppen und Parteien in Belgien und 
Deutschland mit militanten neofaschisti- 
schen Kreisen ist belegt. Es bleibt zu be- 
fürchten, dass die auch „populistisch“ ge- 
nannten Gruppen keine Eintagsfliege 
sind. Die jahrzehntelange Tradition ras- 
sistischer Ideen und die Praxis vieler eu- 
ropäischer Staaten, Einwanderung und 
EinwandererInnen selbst als Übel zu be- 
handeln (Festung Europa) haben in den 
Köpfen Spuren hinterlassen. 

Die Regionalkonferenz will sich jedem 
Rassismus entgegenstellen. Die meisten 
TeilnehmerInnen sind im Grenzgebiet 


des Dreiländerecks ein multikulturelles 
Zusammenleben gewohnt. Die Zuwande- 
rung von Menschen anderer Nationalität 
und religiöser Ausrichtung wird begrüßt. 
Die Multikulturelle Gesellschaft ist eine 
Realität, deren Jahrzehnte währende 
Leugnung heute so viele Probleme verur- 
sacht. Eine Verbesserung der Integration 
setzt eben auch Veränderungen der Ge- 
sellschaft voraus. Nicht hilfreich ist der 
ungesicherte Aufenthaltsstatus vieler 
Menschen, die zu uns flüchten konnten. 
Nicht hilfreich ist ein einseitiger Anpas- 
sungsdruck auf MigrantInnen. Vorausset- 
zung für die positive Gestaltung einer 
multikulturellen Gesellschaft ist die Be- 
gegnung der Handelnden auf gleicher 
Augenhöhe. Ein gleiches Wahlrecht für 
alle hier lebenden Menschen ist dafür 
selbstverständlich. 

Der Rassismus von Parteien und Grup- 
pen der äußersten Rechten stört bewusst 
das friedliche Zusammenleben der mul- 
tiethnischen und multikulturellen Gesell- 
schaft. Die Konferenz will gemeinsam 
mit den hier lebenden Menschen mit und 
ohne deutschen Pass gegen Rassismus 


und Neofaschismus vorgehen. Wir begrü- 
ßen deshalb ausdrücklich die Verleihung 
eines Integrationspreises der Stadt Herzo- 
genrath im Anschluss an unsere Veran- 
staltung und wünschen uns für die Zu- 
kunft viele gemeinsam erarbeitete Pro- 
jekte gegen Rassismus. 

Keine Aktion der Rassisten darf unbe- 
antwortet bleiben. Das gilt besonders für 
den alljährlichen Auftritt des militanten 
neofaschistischen Spektrums in Stolberg. 
Wir begrüßen alle Versuche der Stadt, ih- 
rer Verwaltung und BürgerInnen, aller 
Bürgerinitiativen aus der Region und der 
vielen Antifa-Gruppen, den Neonazis ih- 
ren Auftritt zu verwehren bzw. zu vermie- 
sen. Faschismus ist keine Meinung, son- 
dern ein Verbrechen. Faschismus und 
Rassismus können kein Teil der Demo- 
kratie sein und deshalb auch keine kol- 
lektiven Rechte der demokratischen Ge- 
sellschaft in Anspruch nehmen. 

Diese Auseinandersetzung wird noch 
lange dauern und wird erschwert durch 
die Versuche, kriminelle Neonazis und 
ihre politischen GegnerInnen gleichzu- 
setzen. 

Die Neonaziszene in der Region gilt als 
eine der gefährlichsten und aktivsten in 
NRW. Aus unserer Sicht ist das verstärkte 
Auftreten dieser kriminellen Form der 
äußersten Rechten auch dem jahrelangen 
Wegschauen und Verharmlosen dieser 
Szene durch die Strafverfolgungsbehör- 
den und die politisch Zuständigen zu ver- 
danken. Das endlich erfolgte Verbot der 
HNG Nazi-Truppe durch den Bundesin- 
nenminister vor einigen Tagen ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 

1. Das Verbot der Kameradschaft Aa- 
chener Land gehört auf die Tagesord- 
nung. 

2. Das Verbot der NPD, das angeblich 
alle wollen, kann und muss endlich er- 
reicht werden. 

Wir haben den langen Atem, den es 
dazu braucht. Wir wollen uns in ca. ei- 
nem Jahr erneut treffen, um das Funda- 
ment gemeinsamen Handelns gegen Ras- 
sismus und Faschismus zu festigen. 

Wir schlagen vor, sich im Jahr 2012 in 
der Stadt Aachen zu treffen. 

Parallel zur Vorbereitung der nächsten 
Konferenz arbeiten wir an einer Unter- 
schriftenaktion zum sofortigen Verbot der 
neonazistischen Kameradschaft Aache- 
ner Land (KAL). Die auf drei Konferen- 
zen bestätigte Kooperation mit den Bür- 
germeistern und Abgeordneten der Regi- 
on werden wir gern weiterführen und er- 
hoffen uns dadurch Rückenwind bei einer 
Kampagne gegen die KAL. | 


„Doch dem Kreuz dort auf 

dem Laken 

Fehlen heute ein paar Haken 

Da man mit den Zeiten lebt 

Sind die Haken überklebt.“ 
(Bertolt Brecht 

aus „Der anachronistische Zug“) 


Der Internationale Gerichtshof in Den 
Haag verhandelte vom 12. bis zum 
16. September 2011 öffentlich über 
eine Klage Deutschlands, die zum Ziel 
hat, Entschädigungsansprüche von 
griechischen und italienischen NS-Op- 
fern auszuhebeln. Dieser Prozess ist 
nicht nur für alle Opfer von NS-Ver- 
brechen von großer Bedeutung, er 
wird auch Auswirkungen auf Scha- 
densersatzansprüche von Überleben- 
den heutiger Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschheit ha- 
ben. 


Als am Montag, den 12.9.2011, die 
mündliche Verhandlung im Fall Deutsch- 
land ./. Italien vor dem IGH mit den Plä- 
doyers der deutschen Delegation begann, 
wähnte man sich in einem Bühnenstück, 
bei dem die Rollen vertauscht schienen. 
Deutschland nahm die Rolle des Opfers 
ein, das sich völlig zu Unrecht von der 
italienischen Justiz in die Enge gedrängt 
und nun zum Gegenangriff genötigt sieht. 
Doch nicht um die Einsparung schnöden 
Mammons gehe es hier vor dem höchsten 
Gericht der Welt, sondern, glaubt man 
den Bekundungen der juristischen Vertre- 
tung Deutschlands, um nicht weniger als 
um Bewahrung der Völkergemeinschaft 
vor vielerlei Unbill. Italiens oberster Ge- 
richtshof, so die deutsche Seite, habe 
durch seine Rechtsprechung das interna- 
tionale Recht verletzt und Deutschland 
sei angetreten, diesem wieder Geltung zu 
verschaffen. Anderenfalls drohe die 
Nachkriegsordnung zusammen zu bre- 
chen, würde das komplexe Regelwerk 
der internationalen Gemeinschaft erodie- 
ren, brächen Chaos und Anarchie aus. 
Kurz: Deutschland nimmt für sich in An- 
spruch, den Frieden in der Welt zu retten. 


Warum dreht Deutschland in Den 
Haag ein solch großes Rad? 


Seit Jahrzehnten verweigern bundesdeut- 
sche Regierungen den Opfern von NS- 
Verbrechen in ehemals von Nazi- 
Deutschland besetzten Ländern Entschä- 
digungsleistungen. Die Überlebenden der 
Massaker von Distomo, Kalavryta, Civi- 
tella oder Marzabotto ... haben wie die 
meisten anderen Opfer von NS-Verbre- 
chen niemals vom deutschen Staat eine 
Entschädigung erhalten. Dies gilt auch 
für viele ehemalige Zwangsarbeiterinnen 
und Zwangsarbeiter. Klagen vor deut- 
schen Gerichten blieben erfolglos. Grie- 
chische und italienische Gerichte bestä- 
tigten hingegen die Ansprüche der Opfer. 
Der Kassationshof in Rom erklärte be- 


Deutschland fordert Immuni- 
tät für NS-Kriegsverbrechen 


Ein Kommentar zum Fall Deutschland ./. Italien vor 
dem Internationalen Gerichtshof 


reits im Jahr 2004 die Klage eines chema- 
ligen NS-Zwangsarbeiters (Ferrini) für 
zulässig und die italienischen Gerichte 
für zuständig. Im Juni 2008 ermöglichte 
er die Zwangsvollstreckung gegen deut- 
sches Eigentum in Italien im Fall Disto- 
mo und erkannte entsprechende Urteile 
griechischer Gerichte als rechtmäßig und 
vollstreckbar an. (Dies führte unter ande- 
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Mahnmal im Dorf Chortiatis, Griechenland. 149 Menschen - vor 
allem Kinder, Frauen und alte Menschen - wurden hier im Sept. 


1944 vom „Jagdkommando Schubert” getötet 


ren zur Pfändung der im deutschen Ei- 
gentum befindlichen Villa Vigoni am Co- 
mer See). Die Bundesregierung missach- 
tet diese Entscheidungen. 


Staatenimmunität als Allzweck- 
waffe 


Deutschland erhob am 23. Dezember 
2008 Klage gegen Italien vor dem Inter- 
nationalen Gerichtshof, um endgültig alle 
Entschädigungsprozesse und Vollstre- 
ckungsmaßnahmen jetzt und für die Zu- 
kunft zu stoppen. Die Bundesregierung 
versucht, den Internationalen Gerichtshof 
dafür zu missbrauchen, die Ansprüche 
der Opfer von NS-Verbrechen weiter zu 
torpedieren und die Unabhängigkeit der 
italienischen Gerichte außer Kraft zu set- 
zen. Angeblich habe die italienische Jus- 
tiz die Staatenimmunität Deutschlands 
nicht beachtet. 

Der Einwand der Staatenimmunität ist 
auch das zentrale juristische Argument, 


welches Deutschland als Allzweckwaffe 
einsetzt, um sich gegen Klagen im Aus- 
land abzuschotten. Auf die eigene Justiz 
kann sich die Bundesrepublik verlassen, 
diese entscheidet im Zweifel zugunsten 
der Staatsräson und zum Schutze des 
deutschen Haushalts. Doch ausländische 
Gerichte reagieren nicht immer wie ge- 
wünscht auf Druck aus Berlin. Besonders 
unbotmäßig zeigte sich der 
Kassationshof in Rom. Dieser 
wagte es, Deutschland die Staa- 
tenimmunität in Fällen von 
„Verbrechen gegen die 
Menschheit“ abzusprechen, die 
Nazi-Deutschland begangen 
hat. Hierzu zählen auch jene 
Hunderte von Massakern, die 
deutsche Besatzungstruppen an 
der Zivilbevölkerung besetzter 
Länder begingen. 


N. TKSPAMAR . i 
»> Die deutsche Delegation er- 


klärte im Gerichtssaal, dass 
0. man ja versucht habe, die italie- 
e nische Regierung dazu zu be- 


B. wegen, eine Umkehr bei der 
italienischen Justiz zu bewir- 
ken. Doch leider habe die sich 
auf die Unabhängigkeit ihrer 
Gerichte berufen. Deutschland 
reklamiert also die Unantast- 
barkeit seiner staatlichen Sou- 
veränität, während es gleichzei- 
tig alles unternimmt, die Sou- 
veränität Italiens und seiner 
Justiz zu unterlaufen: Eine Ver- 
kehrung der Tatsachen! 


Opfer nicht beteiligt 


>» 
FKSPAHANF 


Foto: pb 


Mit der Klage in Den Haag versucht 
Deutschland nun, den Internationalen 
Gerichtshof dafür zu instrumentalisieren, 
sich von Zahlungsverpflichtungen ein für 
alle mal zu befreien. Der Prozess hat aus 
deutscher Sicht den Vorteil, dass die Op- 
fer und damit auch deren anwaltliche 
Vertretungen nicht beteiligt sind. So 
bleibt man von den Nadelstichen ver- 
schont, welche die griechischen und ita- 
lienischen Davids dem deutschen Goliath 
immer wieder beigebracht hatten. Seit 16 
Jahren kämpfen die Überlebenden und 
Angehörigen der Opfer gegen einen 
scheinbar übermächtigen Gegner, der es 
in der Vergangenheit immer wieder 
schaffte, juristische Erfolge mit dem poli- 
tischen und ökonomischen Übergewicht 
einer europäischen Supermacht außer 
Kraft zu setzen. 

Und so hoffte Deutschland vermutlich 
darauf, dass die italienische Regierung, 
welche sich unter freiwilligem Druck auf 
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den Prozess in Den Haag einließ, kein all- 
zu ernsthafter Gegner sein würde. Doch 
ganz ging die Rechnung nicht auf. Die 
italienische Delegation ließ die Attacken 
der Deutschen gegen die italienische Jus- 
tiz vom Montag nicht unbeantwortet. Auf 
den politischen Generalangriff der Deut- 
schen folgte am Dienstag, den 13.9., eine 
dezidierte Darstellung der Säumnisse 
Deutschlands bei der Entschädigung von 
NS-Opfern und die hieraus folgenden 
Konsequenzen. Hatten die deutschen 
Vertreter noch versucht, die Entschädi- 
gungsfrage aus dem Prozess herauszuhal- 
ten, so legten die Italiener den Finger in 
die Wunde. Deutschland habe die Opfer 
von Kriegsverbrechen nicht entschädigt. 
Eine Entschädigungspflicht für die von 
Nazideutschland begangenen Verbre- 
chen, so die italienischen Juristen, sei 
aber ein zwingendes Gebot des Interna- 
tionalen Rechts. Daher konnte der Kassa- 
tionshof in Rom auch gar nicht anders, 
als den Grundsatz der Staatenimmunität 
einzuschränken, anderenfalls hätte er die 
Rechte der Opfer und damit ein wider- 
streitendes und höherrangiges Rechts- 
prinzip verletzt. 

Deutschland, so die Argumentation der 
italienischen Delegation, verletze bis 
heute das Internationale Recht, weil es 
seiner Entschädigungspflicht nicht nach- 


komme. Ein Vorwurf, der für wütende 
Gegenangriffe der deutschen Delegation 
am Donnerstag, den 15.9. sorgte. 

Deutschland habe Milliarden für die 
Entschädigung von NS-Opfern gezahlt, 
Deutschland habe Reparationen geleistet 
und einen Großteil seines Territoriums 
abgetreten. Der Geist des „Schluss- 
strichs‘“ waberte durch den Gerichtssaal. 
Die Mühe, sich mit der Frage auseinan- 
der zu setzen, welche Opfergruppen bis 
heute ohne Entschädigung geblieben 
sind, machte man sich nicht. Stattdessen 
folgte die kaum verhohlene Drohung: 
Wenn die NS-Opfer sich hier durchsetzen 
würden, dann könnten ja auch z.B. die 
deutschen Opfer des alliierten Bomben- 
kriegs die Frage neu aufwerfen, ob hier 
ein Kriegsverbrechen vorlag und Ent- 
schädigung fordern. Das, so will man 
suggerieren, könne der Gerichtshof doch 
nicht ernsthaft wollen. 

Dass es Deutschland auch darum geht, 
für die eigenen Kriegsverbrechen der Ge- 
genwart und Zukunft nicht in die Haftung 
genommen zu werden, war nicht Gegen- 
stand der Verhandlung. Darauf hinzuwei- 
sen, blieb der Protestkundgebung zu Be- 
ginn der Verhandlung vor dem Gerichts- 
hof vorbehalten. 

Am Freitag, dem 16.9.11 endete die 
Verhandlung. Wann ein Urteil gespro- 


chen wird, blieb offen, in welche Rich- 
tung der Gerichtshof tendiert ebenfalls. 
Allerdings deuteten die Abschlussfragen 
einiger Richter darauf hin, dass die Frage 
der Staatenimmunität nicht völlig isoliert 
betrachtet werden wird. Es scheint, das 
Gericht werde die Frage der Entschädi- 
gung und den Konflikt widerstreitender 
Normen nicht gänzlich ausblenden. Zu 
hoffen ist, dass sich der IGH für die 
Rechte der Opfer und Überlebenden ent- 
scheidet. Nur so kann Deutschland ge- 
zwungen werden, seine Verpflichtungen 
zu erfüllen. 

Setzt sich Deutschland mit seiner Posi- 
tion durch, würde dies bedeuten, dass es 
auch in Zukunft nicht befürchten müsste, 
durch Opfer von Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschheit zur 
Rechenschaft gezogen zu werden. Dies 
wäre ein Rückfall hinter die Prinzipien 
von Nürnberg, die eine Ächtung von Ver- 
brechen gegen die Menschheit und eine 
Sanktionierung beinhalten. Die Entschei- 
dung des IGH wird somit weitreichende 
Auswirkungen für die Frage von Krieg 
und Frieden haben. 

AK-Distomo — Hamburg, den 
2192011 WM 
PS: Orginaldokumente unter: 
http://www.ici- 
cij.org/docket/index.php?p 1=3&p2=3&k=60&c 
ase=143&code=ai&p3=2 


Erfolgreiche Bündnisdemonstration „Aus / Grenzen / 
Auf / Brechen” - Keine Kundgebung der Rechts- 
populist_innen in Mannheim 


Am Samstag, 24. September 

2011, demonstrierte in Mannheim 

ein antirassistisches Bündnis un- 
ter dem Motto „Aus / Grenzen / Auf / 
Brechen — Gegen Lagerunterbringung, 
Abschiebehaft und Abschiebungen“. Mit 
landesweiter Unterstützung konnte das 
Bündnis etwa 400 Personen mobilisieren, 
die sich um 12 Uhr in den Planken gegen- 
über dem Wasserturm trafen. Sie setzten 
ein lautstarkes und deutliches Zeichen 
gegen Rassismus, jegliche institutionelle 
Benachteiligung von Flüchtlingen und 
zogen bis zum Abschiebegefängnis im 
Stadtteil Herzogenried. 

Gegen 12.30 Uhr begann das Mannhei- 
mer „Bündnis gegen Abschiebungen‘“, 
Initiator der Demonstration, mit einem 
Redebeitrag zur aktuellen Situation von 
Flüchtlingen und den staatlichen Ab- 
wehrmaßnahmen, die insbesondere an 
den europäischen Außengrenzen zu zahl- 
reichen Todesopfern führen. Bei weiteren 
Kundgebungen an Paradeplatz, Neu- 
markt und vor der JVA, in der sich das 
Abschiebegefängnis befindet, wurden ne- 
ben den zahlreichen Schikanen gegen 
Flüchtlinge, wie Residenzpflicht, Essens- 
marken und Lagerunterbringung auch die 
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deutsche Außenpolitik thematisiert. Wie 
viele andere Staaten ist auch die BRD an 
den Fluchtursachen in den Herkunftslän- 
dern der Flüchtlinge maßgeblich mitver- 
antwortlich. Hier wurden exemplarisch 
Waffenexporte, Kriegseinsätze der Bun- 
deswehr und kapitalistische Expansion 
genannt. 

Die Demonstration wurde von einer 
Trommelgruppe, Musik von Rapper 
„Chaoze One“ sowie dem spontanen 
Auftritt einer Band von Flüchtlingen un- 
terstützt. Die Stimmung war auch dank 
des spätsommerlichen Wetters bestens. 
Lediglich der provokante Polizeieinsatz 
sorgte für Unmut. Diese war mit einem 
Großaufgebot in der Stadt unterwegs, 
überwachte die Demonstration mit Foto- 
und Filmaufnahmen und sorgte nach der 
Abschlusskundgebung für Empörung, als 
sie ein halbes Dutzend junger Teilnehme- 
ıInnen aus der Demonstration heraus- 
griff. Grund dafür soll das Zeigen eines 
kurdischen Symbols gewesen sein. 

Ebenfalls am 24. September hatten 
rechtspopulistische Gruppen am Parade- 
platz in der Mannheimer Innenstadt eine 
rassistische Hetzveranstaltung geplant. 
Aufgerufen hatte die selbsternannte 


„Bürgerbewegung Pax Europa“ und Per- 
sonen aus dem Umfeld des Internetblogs 
„PI News“. Nachdem ihnen von ver- 
schiedensten Seiten Protest entgegen- 
schlug, sagten die Rechtspopulisten ihre 
Veranstaltung ab. Trotzdem fanden der 
Infostand und die Kundgebung des 
Bündnisses „Mannheim gegen rechts“ 
von 10 bis 12 Uhr auf dem Paradeplatz 
statt. Dort wurde über die rechten Hetz- 
gruppen und ihre ideologische Nähe zu 
den Hassschriften des Norweger Attentä- 
ters Breivik aufgeklärt. 

Der AK Antifa Mannheim wertet den 
antirassistischen Aktionstag als Erfolg. 
Eine Sprecherin dazu „Wir freuen uns, 
dass so viele Menschen zur antirassisti- 
schen Demonstration gekommen sind, 
vor allem auch über die Unterstützung 
aus anderen Städten. Die Absage der 
Rechtspopulisten ist ein gutes Zeichen. 
Offenbar haben sie gemerkt, welcher 
Wind in Mannheim weht, dass ihre ras- 
sistischen Hetztiraden hier auf breite Ab- 
lehnung stoßen. Wenn sie es wieder ver- 
suchen wollen, werden auch wir wieder 
da sein.“ 

Pressemitteilung des AK Antifa 
Mannheim I 


Am 2. und 3. September 2011 ge- 

lang es in Dortmund einem breiten 

Bündnis aus zivilgesellschaftli- 
chen und antifaschistischen Gruppen, un- 
ter engagierter Wahrnehmung der Ver- 
sammlungs- und der Meinungsfreiheit, 
die Nazi-Aufmärsche zum sogenannten 
„nationalen Antikriegstag“ erheblich zu 
behindern. Mehrere Anwältinnen und An- 
wälte des Republikanischen Anwältinnen- 
und Anwältevereins (RAV) begleiteten als 
Legal-Team die Demonstrierenden. „Lei- 
der bestätigen sich die Erfahrungen aus 
Dresden auch in Dortmund: die Polizei 
setzt Nazi-Aufmärsche gegen den Willen 
der Bürgerinnen und Bürger durch. Dies 
gelingt nur noch mit fragwürdigen Mit- 
teln, wie z.B. unverhältnismäßigem und 
riskantem Einsatz von Pfefferspray und 
Polizeiknüppeln, rechtswidrigen Frei- 
heitsentziehungen und der Ausweisung 
von ganzen Stadtteilen als ‚rote Zonen‘. 
Auf der Strecke bleiben die Grundrechte. 
An einen Protest in Sicht- und Hörweite 
der Naziaufmärsche, wie er vom Bundes- 
verfassungsgericht vorgesehen ist, war in 
Dortmund mal wieder nicht zu denken“, 
so Rechtsanwalt und RAV-Mitglied Da- 
niel Werner aus Oberhausen. 


Rechtswidrige Freiheitsentziehung 


In der Gefangenensammelstelle (GeSa) 
war am Samstag ab 19 Uhr kein Richter 
mehr zu erreichen. Gemäß Art. 104 II GG 
ist bei Freiheitsentziehungen unverzüg- 
lich eine richterliche Entscheidung her- 
beizuführen. Ist dies nicht möglich, so 
sind die in Gewahrsam genommenen De- 
monstrierenden sofort freizulassen.Trotz- 
dem sind erst nach 24 Uhr die letzten Per- 
sonen aus dem Gewahrsam entlassen 
worden. Schon am Freitagabend hatte der 
Gewahrsam noch rechtswidrig eine Stun- 
de angedauert, obwohl bereits am Ende 
der polizeilichen Vernehmung die soforti- 
ge Freilassung der betroffenen Demons- 
trierenden verfügt worden war. Ebenfalls 
wurde es den in Gewahrsam genomme- 
nen Demonstrierenden, die nach anwalt- 
licher Beratung gefragt hatten, nicht er- 
möglicht, mit den Anwältinnen und An- 
wälten des Legal-Teams zu sprechen. Die 
Situation in der GeSa war offensichtlich 
rechtswidrig, verantwortlich hierfür ist 
die Polizei. 


Polizeiknüppel und Pfefferspray 


Nach Informationen und Beobachtungen 
des Legal-Teams und der Sanitäterinnen 
und Sanitäter sind Pfefferspray und Poli- 
zeiknüppel unverhältnismäßig gegen De- 
monstrantinnen und Demonstranten ein- 
gesetzt worden. Nach $ 61 I Polizeigesetz 
NRW ist der Einsatz von Knüppeln und 
Pfefferspray anzudrohen. Obwohl die Po- 
lizei in Dortmund die Möglichkeit zur 
Ankündigung und Erteilung von Platz- 
verweisen hatte, ist dies in der Mehrzahl 
der Fälle nicht geschehen. Insbesondere 
wurde Pfefferspray gegen große Gruppen 
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Stellungnahme des Republikanischen Anwältinnen und Anwältevereins e.V.: 
Polizeirepression gegen Anti-Nazi- 
Proteste am 2./3.9. in Dortmund 


von Demonstrierenden ohne Rücksicht 
darauf eingesetzt, ob zuvor gegen Geset- 
ze verstoßen wurde oder nicht. 
Pfefferspray wurde auch gegen Min- 
derjährige oder gegen Personen, die sich 


ersichtlich von der Demonstration entfer- 
nen wollten, eingesetzt. In der Nordstadt 
wurde in einem Fall ein bereits am Boden 


liegender Demonstrant von Knüppel- 
schlägen der Polizei getroffen. Ebenfalls 
in der Nordstadt wurde eine Gruppe De- 
monstrierender durch die Polizei von ei- 
ner Seite mit einem Wasserwerfer und 
von der anderen Seite mit Pfefferspray 
angegriffen. Ein verantwortungsloser und 
unverhältnismäßiger Polizeieinsatz, da er 
durch den Angriff von zwei Seiten so- 


wohl geeignet ist eine Panik auszulösen, 
als auch Personen, die sich von der De- 
monstration entfernen wollen, gerade da- 
ran zu hindern. 


Eingriff in die anwaltliche Berufsaus- 
übung 


Offensichtlich kann die Dortmunder Poli- 
zei mit einer kritischen Beobachtung ih- 
res Einsatzes nicht umgehen. Mehrfach 
wurde es Anwältinnen und Anwälten 
nicht gestattet, mit Mandantinnen und 
Mandanten, welche von der Polizei in 
Gewahrsam genommen wurden, zu spre- 
chen. Dies ist sowohl in der GeSa, als 
auch in Polizeikesseln und im Zuge von 
Personenkontrollen und Durchsuchungen 
geschehen. Die Polizei hat gegenüber 
Anwältinnen und Anwälten Platzverwei- 
se und Betretensverbote für die Nordstadt 
ausgesprochen. Anwältinnen und Anwäl- 
ten, die sich über diese Behinderung ihrer 
Berufsausübung beschweren wollten, 
war es nicht möglich, mit dem Einsatzlei- 
ter vor Ort zu sprechen. Durch die Poli- 
zistinnen und Polizisten wurde noch nicht 
einmal der Name des Einsatzleiters vor 
Ort genannt. 

Dass es sich dabei nicht um Einzelfäl- 
le, sondern die planvolle Verhinderung 
von kritischer Beobachtung handelt, zeigt 
die Tatsache, dass Abgeordnete, die an 
diesem Wochenende als parlamentarische 
Beobachter unterwegs waren, von ähnli- 
chen Erfahrungen berichten. 

PM vom 22.9.2011, Republikanischer 

Anwältinnen- und Anwälteverein e.V. I 


Nach parlamentarischer Anfrage: Staatsanwaltschaft 
setzt Ermittlungen gegen rechte Täter fort 


DÜSSELDORF. Nach einer Anfrage der 
Landtagsabgeordneten Anna Conrads 
(DIE LINKE) setzt die Dortmunder 
Staatsanwaltschaft die Ermittlungen zum 
mittlerweile sechsten Anschlag auf das 
Wahlkreisbüro der Bundestagsabgeord- 
neten Ulla Jelpke fort. Das teilte Innen- 
minister Ralf Jäger (SPD) im Einverneh- 
men mit dem Justizministerium mit. Eine 
Mitteilung über die Einstellung der Er- 
mittlungen sei ein Versehen gewesen, er- 
klärte der Minister. Ein entsprechendes 
Schreiben hatte die Staatsanwaltschaft 
Dortmund bereits sechs Tage nach der Tat 
am 20. Juli verschickt. 

„Natürlich beruhigt es uns zu hören, 
dass die Ermittlungen gegen den An- 
schlag auf das Büro der Abgeordneten 
Ulla Jelpke weiter gehen. Andererseits 
müssen wir feststellen, dass die frühe 
Einstellung dieses Verfahrens kein Ein- 
zelfall war. Auch bei den Anschlägen ge- 


gen das Parteibüro der Dortmunder DKP 
und gegen die Wohnung der Parteivorsit- 
zenden hat die Staatsanwaltschaft ledig- 
lich zwei Wochen ermittelt— und dann er- 
gebnislos die Verfahren eingestellt“, mo- 
niert Anna Conrads, rechts- und innenpo- 
litische Sprecherin ihrer Fraktion. 

Weiter nachbohren wird Anna Conrads 
in der Frage nach der strafrechtlichen 
Verfolgung der Rädelsführer im Falle des 
Überfalls auf die DGB-Demo am 1. Mai 
2009. „Die Verschleppung des Prozesses 
gegen Dennis G. und Alexander D. ist uns 
völlig unerklärlich“, so Conrads, denn: 
„Bei den Beiden handelt es sich um wich- 
tige Figuren in der rechten Szene, die im- 
mer wieder auch als Anmelder für De- 
monstrationen auftauchen. Über zwei 
Jahre nach dem Angriff auf Gewerk- 
schafter sollten sie sich endlich für ihre 
Taten verantworten.“ PM Fraktion 

DIE LINKE. NRW, 26.9.2011 
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Branko Lustig (79) ist ein promi- 

nenter, wenn auch in Deutschland 

nicht sehr bekannter Überlebender 
der KZ Auschwitz und Bergen-Belsen, in 
denen er seine „Kindheit“ im Alter zwi- 
schen 9 und 13 Jahren verbringen musste, 
zeitweise als Kindersklave in einer Koh- 
lengrube. 

Lustig ist Oscar-Preisträger als Produ- 
zent des zusammen mit Steven Spielberg 
gedrehten Films „Schindlers Liste“. Bis 
1988 lebte er als Produzent in seiner kroa- 
tischen Heimat, danach ging er als Produ- 
zent nach Hollywood. 

Heute sieht er seine Mission in Gesprä- 
chen mit jungen Leuten. Sie sollen wis- 
sen, dass da Faschismus war und wie das 
war — aus dem Mund von Menschen, die 
ihn selbst erlebt haben —, damit das Wis- 
sen nicht verloren geht. „Alle Jungen 
müssen aufpassen, dass das nie mehr pas- 
siert.“ Mit den Älteren zu reden und zu 
hadern lohne sich nicht. 

Seine jetzige Reise nach Europa nutzte 
er, um in Kroatien vor SchülerInnen zu 
sprechen und um nach Braunau zu fahren. 
Dort engagiert er sich zusammen mit dem 
österreichischen Historiker Maislinger, 
um aus dem Geburtshaus Adolf Hitlers 
ein internationales „Haus der Verantwor- 
tung“ zu gestalten. „Ich werde dort nicht 
viel sagen außer: Du Dolfi bist tot und ich 
lebe immer noch!“ „Ihr müsst Euch gegen 
die Neonazis engagieren!“ Lustig hat sei- 
ne eigene Theorie: „Von denen gibt es in 
der ehemaligen DDR viele. Der Kommu- 
nismus dort war nicht gut. In Kroatien 
gibt es weniger Neonazis. Da war der So- 
zialismus nicht so schlecht.‘ 

Lustigs Auftritt in Mannheim organi- 
sierte der Gründer der Studenteninitiative 
für Kinder e.V., Sinisa Toroman. Der Hör- 
saal 108 SO mit seinen 500 Plätzen war 
überfüllt. Lustig referiert nicht. Er lässt 
sich fragen. So kommt im Laufe der Zeit 
ein breites Bild von Lustigs Verarbeitung 
der ungeheuerlichen Erlebnisse im KZ 
zustande. Wie er das Überleben geschafft 
habe? — Niemals die Hoffnung aufgeben. 
Jeden Tag neu das Überleben angehen. — 
Was sind Ihre Werte? — Alle müssen eine 
Hoffnung haben, ein Filmproduzent zu 
werden wie ich. Sie müssen einen großen 
Willen haben. 

Das Leben im KZ habe er als Kind 
nicht verstehen können. „Nach der Befrei- 
ung habe ich ungeheuer viel gelesen und 
viele Filme angeschaut, um zu wissen, 
was das war. So habe ich auch erstmals 
von den Krematorien erfahren. Ich musste 
nach der Befreiung überhaupt erst zu le- 
ben lernen, wie die anderen überlebenden 
KZ-Kinder auch.“ Das Mädchen im roten 
Kleid in der schwarz-weiß gedrehten La- 
ger-Szene in Schindlers Liste soll die 1,2 
Millionen Kinder vergegenwärtigen, die 
die Nazis in die KZ verschleppt und 
mehrheitlich umgebracht haben. 

Lustig ist ein entschiedener Gegner je- 
des Rassismus. Die unsäglichen Lebens- 
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„Man kann nicht täglich ins 
Bett gehen und hassen” 


Branko Lustig, KZ-Überlebender, spricht vor Mannhei- 


mer StudentInnen 


bedingungen der Roma in 
seiner Heimat und der ge- 
samten Balkanregion be- | 
schäftigen ihn. Demokratie | 
könne nicht leben, wenn 
Menschen aufgrund ihrer 
Abstammung einfach segre- 
giert, ausgeschlossen wer- 
den. Jedoch sei der Kampf 
um Demokratie ein lang- 
wieriger. 20 Jahre in Kroa- 
tien seien zu wenig. Auch in 
Deutschland gebe es das 
Problem der Segregation 
von Immigranten. „Ihr 
müsst einen gemeinsamen 
Weg finden, für alle!“ 

Die weite Verbreitung antisemitischer 
und sonstiger rassistischer Auffassungen 
in Europa, besonders in Osteuropa, ist für 
Lustig einer der Gründe, warum die Ver- 
nichtungslager in Polen errichtet wurden. 
Man habe dort mit weniger Widerstand 
gerechnet. In Kroatien habe es beispiels- 
weise bei Jasenovac ein Vernichtungsla- 
ger gegeben, in dem Juden, Serben und 
Roma nur deshalb umgebracht wurden, 
weil sie Juden, Serben und Roma waren. 
Das Lager sei gänzlich ohne deutsches 
Personal ausgekommen; es wurde von 
Ustascha- Kroaten und von Rumänen be- 
wacht und terrorisiert. 

Ob es da nicht richtig sei, notfalls mit 
kriegerischen Mitteln gegen rassistisch 
getriebene Konflikte vorzugehen, wird 
von einem Studenten gefragt. Es ist die 
Frage nach der Berechtigung sog. „huma- 
nitärer Kriege“. — „Wir haben gesagt: ‚Nie 
wieder‘. Aber Srebrenica hat es dann doch 
gegeben.“ Aber Bombardieren, das sei 
kein gutes Mittel, im Kosovokrieg nicht, 
im Irak nicht und auch nicht in Libyen. 


T- 


FEUE HR Kane — 
RWEHR LOTTESTT 


„Wir waren aber zu 
schwach, diese Kriege zu 
verhindern.“ „Wir müs- 
sen probieren, dass Mas- 
saker nicht passieren“ — 
eine  zivilgesellschaftli- 
che Aufgabe. Und wieder 
spricht er über die Not- 
wendigkeit von Demo- 
kratie. „Ich bin Jude, aber 
ich bin nicht in Israel. 
Obwohl man mich immer 
wieder gerufen hat.‘ Wie 
man mit den Arabern dort 
HR umgehe, das sei nicht gut. 
Branko Lustig Das kenne er auch aus 
den USA von der Ge- 
schichte des Umgangs mit der indigenen 
Bevölkerung. „Demokratie!“ 

Ein Student fragt Lustig: Glauben Sie 
nach alledem noch an Gott? Lustig erzählt 
von seiner Bar Mizwa, dem jüdischen Ini- 
tiationsritus, der normalerweise mit 13 
ansteht. Für den KZ-Häftling Lustig fand 
er nicht statt. Er holte ihn nach im Rah- 
men des „March of the Living“ mit 78 
Jahren vor genau dem KZ-Block, in dem 
er untergebracht war. „Ich habe es aus 
Tradition gemacht.“ „Nein. Mit Gott bin 
ich fertig. Aber vier Millionen Ostjuden 
haben geglaubt und glauben immer 
noch.“ 

Mit stehendem Applaus verabschiede- 
ten die Studentinnen und Studenten Bran- 
ko Lustig. Sinisia Toroman kündigte an, 
zum nächsten March of the Living (19. 
April 2012), dem Marsch vom KZ Au- 
schwitz zum KZ Auschwitz-Birkenau, an 
dem seit einigen Jahren nicht mehr nur 
Überlebende teilnehmen, einen oder zwei 
Busse ab Mannheim zu organisieren. 

ht 


= 


Der politische Niedergang des 

regierenden Bürgerblocks wird 

durch den Ausgang der Wahl 
zum parlamentarischen „Oberhaus” 
erneut bekräftigt. Auch das Liebäu- 
geln von Teilen der konservativ-wirt- 
schaftsliberalen Rechten mit dem 
Front National (FN) bestätigt sich - 
durch das Verhalten eines Teils ihrer 
„Wahlmänner”... 


„Historischer Sieg“ oder „geschichtliche 
Niederlage“, „eine Premiere“: An beein- 
druckenden Adjektiven und Substantiven 
mangelt es nicht, um den Ausgang der 
französischen Senatswahlen vom vorver- 
gangenen Sonntag, den 25. September 
2011 zu benennen. Auch wenn man kein 
Freund von geschwollenen Ausdrücken 
ist, so kann man doch nicht bestreiten, 
dass diesen Bezeichnungen in dem Falle 
ein wahres Element innewohnt. Tatsäch- 
lich signalisieren die Ergebnisse dieser 
Wahl zum „Oberhaus“ des französischen 
Parlaments — das bislang oft als Auffang- 
becken oder Abstellkammer für Elder 
Statesmen diente — etwas Neues in der 
französischen Politik. Zugleich scheinen 
sie zumindest eine Wahrscheinlichkeits- 
aussage über das zu erwartende Resultat 
der sehr entscheidenden Wahlen im kom- 
menden Jahr, der Präsidentschaftswahlen 
von Ende April und Anfang Mai sowie 
der Parlamentswahlen im Juni 2012, zu 
ermöglichen. Das Regierungslager unter 
Präsident Nicolas Sarkozy und Premier- 
minister Frangois Fillon ist offenkundig 
schwerer angeschlagen denn je. 


Ein System der „mittelbaren Wahl” 


Jahrzehnte lang galt der Senat als behäbi- 
ge Institution mit betont „moderatem“ bis 
konservativem Anstrich, als Hochburg 
der bürgerlichen Parteien seit den Zeiten 
Charles de Gaulles, und ferner als eine 
Art Versorgungsanstalt für politische 
Rentner. Noch nie hatte die linke Seite 
des französischen Parteienspektrums bis- 
lang ernsthafte Aussichten darauf, dem 
stabilen bürgerlich-konservativen Mehr- 


- tierte beim 


Besuchern. 


Foto: 


Ein Bündnis aus 
Bonner Friedens- 
gruppen protes- 


Deutschland- und 
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dem Fest und 
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jugendlichen 
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Senatswahl in Frankreich 


heitsblock im Senat Paroli zu bieten. Ur- 
sächlich dafür ist der Wahlmodus: Die 
Verfassung der 1958 durch de Gaulle be- 
gründeten Fünften Republik sieht vor, 
dass die Zusammensetzung des Senats 
nach einem indirekten Wahlmodus durch 
„Wahlmänner und -frauen“, genannt 
grands electeurs, aus den Kommunal- 
und Regionalparlamenten bestimmt wird. 
Jeweils ein Drittel bis die Hälfte der Sitze 
wird dabei auf einmal erneuert, für ein je 
neunjähriges Mandat. Dient der Senat 
doch als Vertretung der „Gebietskörper- 
schaften‘ — Städte, Gemeinden und Re- 
gionen —, was ihnen vermeintlich ein Ge- 
gengewicht gegenüber dem Zentralstaat 
im zumindest historisch stark zentrali- 
sierten Frankreich verleiht. 

Hauptsächlich aber sorgte das besonde- 
re Wahlsystem dafür, dass dieses „Ober- 
haus“ überwiegend durch politische Ver- 
treter des ländlichen Raums gewählt 
wird: Die Einwohnerinnen und Einwoh- 
ner von Städten oder Dörfern mit weniger 
als 9000 Bewohnern stellen rund die 
Hälfte der französischen Bevölkerung, 
aber ihre politischen Repräsentanten stel- 
len allein 70 Prozent der grands Electeurs. 
Lange Zeit jedoch waren die linken Par- 
teien, die Sozialistische und vor allem die 
Kommunistische, jedoch überwiegend in 
der Stadtbevölkerung und in Gebieten 
mit starker Industriekonzentration besser 
verankert. Deswegen hatten sie bei den 
Senatswahlen sehr oft das Nachsehen. 
Der bisher letzte „sozialistische‘“‘ Pre- 
mierminister Frankreichs, Lionel Jospin, 
hatte deswegen auch diese Parlaments- 
kammer im April 1998 als „demokrati- 
sche Anormalität“ bezeichnet. Und nicht 
wenige Beobachter/innen stimmten ihm, 
in wachsendem Ausmaß, zu. 

Am vorletzten Sonntag (25. Septem- 
ber) kam nun, folgt man den Bewertun- 
gen vieler Kommentatoren, „der Donner- 
schlag“. Zum allerersten Mal verfügt die 
Linke im weiteren Sinne — Sozialdemo- 
kraten, Parteikommunisten, Grüne, 
Linksliberale — über eine eigene, 
wenngleich relativ dünne, Mehrheit 
im Senat: Nunmehr stellt sie 177 
Sitze von insgesamt 348. Im Jahr 
2007, also bei Amtsantritt von Prä- 
sident Sarkozy, hatte die regierende 
Rechte dort noch über ein stabiles 
und komfortables Stimmenpolster 
mit 203 Mandaten verfügt. Noch nie 
seit Gründung der Fünften Republik 
waren die verschiedenen Linkspar- 
teien jemals im Senat mehrheitsfä- 
hig gewesen. Zwar hatte dieser sich 
in der Geschichte bereits in der 
Händen von Oppositionspolitikern 
befunden, zwischen 1962 und 69 
unter der Präsidentschaft de Gaul- 
les, doch damals hatte es sich um 
Rivalitäten und Streitigkeiten inner- 


halb des bürgerlichen Lagers gehandelt. 
Die Rechte war seinerzeit bezüglich des 
Ausgangs des Kolonialkriegs in Algerien 
innerlich zersplittert. An eine Senats- 
mehrheit der Linken war dabei jedoch 
nicht zu denken. 


Bürgerblock zerfleddert 


Die spektakuläre Verschiebung der Kräf- 
teverhältnisse im Senat erfolgte sicher- 
lich auch deswegen, weil der in Paris re- 
gierende konservativ-wirtschaftsliberale 
Block selbst gespalten in die Wahl ging: 
An mehreren Orten, darunter die Haupt- 
stadt Paris, traten neben den „offiziellen“ 
Kandidatenlisten der Regierungspartei 
UMP auch konkurrierende Listen aus ih- 
rem eigenen Lager an. Als prominentes- 
ter Rivale der „offiziellen“ Vertreter der 
konservativen Rechten wurde so Nicolas 
Sarkozys früherer Berater Pierre Charon 
für einen Pariser Wahlkreis in den Senat 
gewählt, und ging am Abend diese 25. 
September dessen Stufen im Blitzlichtge- 
witter der versammelten Presse hinauf. 
Dies allein genügt jedoch nicht, um den 
Wandel der Mehrheitsverhältnisse zu er- 
klären. 

Hinzu kommt auf der einen Seite das 
gewachsene Gewicht der Oppositions- 
parteien, vor allem der sozialdemokrati- 
schen, in vielen Stadtparlamenten seit 
den letzten Kommunalwahlen vom März 
2008 und in den Regionen seit der letzten 
frankreichweiten Regionalparlaments- 
wahl (März 2010). Auch dies wäre, aller- 
dings für sich allein genommen, noch 
keine hinreichende Erklärung. Denn der 
überwiegende Teil der Kommunalparla- 
mentarier, unter denen die „Wahlmänner 
und -frauen“ ausgewählt werden, ist be- 
sonders in den kleineren Kommunen par- 
teilos und an keine feste politische Rich- 
tung gebunden. Als weiterer wichtiger 
Erklärungsfaktor bietet sich zudem, auf 
der anderen Seite, der wachsende Unmut 
unter Kommunalpolitikern über den Um- 
gang der Regierung mit ihren Städten 
oder Gemeinden an. In den letzten Jahren 
hatte der Zentralstaat zunehmend Aufga- 
ben auf diese „Gebietskörperschaften“ 
übertragen, um selbst Einsparungen prä- 
sentieren zu können — hatte den Kommu- 
nen jedoch keinerlei zusätzliche Haus- 
haltsmittel zur Verfügung gestellt, um der 
ihnen aufgehalsten neuen Aufgaben Herr 
zu werden. 

Eine wichtige Rolle spielt ferner aber 
auch der aktuelle, erbärmliche Zustand 
des rechten Regierungslagers unter Sar- 
kozy. In den letzten Wochen spitzt sich 
der Druck von Medien und Justiz zu, den 
immer neue Enthüllungen über wenige 
Jahre zurückliegende Praktiken der ille- 
galen Parteienfinanzierung durch Rüs- 
tungsgeschäfte auslösten. Besonders der 
Verkauf von Rüstungsgütern an Pakistan, 
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Saudi-Arabien und in geringerem Aus- 
maß in jüngerer Vergangenheit auch an 
Libyen (noch unter Muammar al-Qadha- 
fi) hatte offenkundig zur Zahlung von il- 
legalen „Kommissionen“ an diverse Un- 
terhändler den Anlass gegeben. Letztere 
flossen dann zum Teil, unter dem Tisch, 
an französische Politiker zurück. Seit Juli 
dieses Jahres häufen sich die Ermittlun- 
gen. Gegen Sarkozys Ex-Innenminister — 
der u.a. aufgrund seiner erstinstanzlichen 
Verurteilung wegen rassistischer Äuße- 
rungen über einen vermeintlich arabisch- 
stämmigen Parteifreund, Amine Benalia- 
Brouch, zu Anfang des Jahres 2011 aus 
dem Amt abgelöst wurde — und jetzigen 
Berater Brice Hortefeux läuft seit Ende 
September ein Strafverfahren: Die Unter- 
suchungsrichter hatten herausgefunden, 
dass Hortefeux einem im Zentrum der Er- 
mittlungen stehenden politischen Ver- 
mittler von Waffengeschäften, es handelt 
sich um Sarkozys Ex-Berater Thierry 
Gaubert, jüngst am Telefon Tipps erteilt 
hatte. Über dessen Exfrau — „Prinzessin 
Helen von Jugoslawien‘ — hatte er ihm 
telefonisch mitgeteilt, dass „Helene an- 
scheinend ziemlich viel (bei der Polizei) 
auspetzt“. Von seiner derzeitigen Funkti- 
on her konnte Hortefeux keinerlei recht- 
mäßig erfolgenden Zugang zu diesem 
Wissen besitzen. Am Donnerstag, den 29. 
September wurde Hortefeux deswegen 
polizeilich vernommen. Er bestreitet je- 
doch alle Vorwürfe in dieser Angelegen- 
heit energisch. 

Selbstverständlich spielt auch die Ent- 
täuschung vieler Wählerinnen und Wäh- 
ler über die unter Sarkozy verfolgte, ex- 
trem unternehmensfreundliche und Fi- 
nanzvermögen begünstigende Sozial- 
und Wirtschaftspolitik eine Rolle. Die 
kurz nach der Wahl Sarkozys 2007 be- 
schlossene Absenkung des Spitzensteuer- 
satzes wurde vor wenigen Wochen zu- 
rückgenommen, nachdem sein eigener 
Haushaltsminister — für Steuerpolitik zu- 
ständig — sie einige Monate zuvor Öffent- 
lich als „Symbol der Ungerechtigkeit“ 
bezeichnet hatte!. Allerdings wurden pa- 
rallel dazu neue steuerliche Schlupflö- 
cher für die Eigentümer von Großvermö- 
gen geschaffen. Unterdessen hatten 20 
Milliardäre sich in einer Zeitungsannon- 
ce im Spätsommer 2011 dafür ausgespro- 
chen, dass sie „mehr Steuern bezahlen 
möchten‘ als im Augenblick, weil sie im 
Kontext der aktuellen Krise der Staatsfi- 
nanzen bedrohliche Tendenzen für das 
Gesamtsystem erblicken. 


Auch der FN konnte (in gewissem 
Ausmaß) absahnen 


Neben der Parlamentsopposition, und in 
erster Linie der Sozialdemokratie — wäh- 
rend die Französische kommunistische 
Partei (PCF) das Scheitern der Senats- 
kandidaturen ihres Vorsitzenden Pierre 
Laurent in Paris quittieren musste —, pro- 
fitiert allerdings noch ein anderer politi- 
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scher Akteur von der aktuellen Krise des 
konservativ-wirtschaftsliberalen Regie- 
rungslagers. Es handelt sich um die extre- 
me Rechte in Gestalt des Front National 
(FN). 

Die seit Januar dieses Jahres durch Ma- 
rine Le Pen angeführte Partei — sie löste 
als neue Vorsitzende ihren eigenen Vater 
ab, der die Partei 1972 gründete und seit- 
dem ununterbrochen leitete — verfügte bei 
der diesjährigen Senatswahl über 50 
Wahlmänner und -frauen. Das stellt pro- 
zentual betrachtet einen geringen Anteil 
dar, welcher sich jedoch aus der Anwen- 
dung des Mehrheitswahlrechts erklärt, 
aufgrund dessen der FN trotz nennens- 
werter Stimmenzahlen nur in wenigen 
Kommunalparlamenten vertreten ist. 
Statt 50 Stimmen von grands &lecteurs — 
die ihm aufgrund der Zahl eigener 
„Wahlmänner & -frauen“ theoretisch 
„zustanden“ erhielt der FN allerdings am 
vorvergangenen Sonntag ein Vielfaches 
dieser Anzahl. In ihrer Ausgabe vom 
Nachmittag des Montag, den 26. Septem- 
ber 2011 bezifferte die Pariser Abendzei- 
tung Le Monde diese Stimmenzahl auf 
1157. Zwischenzeitlich hat allerdings 
auch das ungefähr als linkspatriotisch 
und pseudo-rebellisch einzustufende Wo- 
chenmagazin Marianne nachgerechnet 
und kam seinerseits auf eine Anzahl von 
1252 Stimmen für Listen des FN?. Die 
Differenz erklärt sich vielleicht u.a. auch 
daraus, dass in zwei Fällen (unter ihnen 
die Liste des langjährigen rechtsbürgerli- 
chen Stadtverordneten Alain Dumait im 
zweiten Bezirk von Paris) Kandidatenlis- 
ten zwar politisch vom Front National 
eingereicht oder jedenfalls unterstützt 
wurden, aber nicht explizit unter dem Eti- 
kett der rechtsextremen Partei antraten. 
Die Liste von Alain Dumait im Zentrum 
von Paris etwa war formell parteilos, 
doch kandidierten fünf oder sechs Bewer- 
ber des FN auf ihr. 

Nicht wenige Konservative und Wirt- 
schaftsliberale oder auch Parteilose hat- 
ten offensichtlich der extremen Rechten 
ihre Stimmen geliehen — während so 
manche in ihren Reihen längst auf ein 
mögliches Bündnis in dieser Richtung für 
die nähere Zukunft schielen. Zwar bleibt 
der prozentuale Stimmenanteil des FN, 
bei diesen Senatswahlen, wo die Voten 
durch (i.d.R. unter den Bedingungen des 
Mehrheitswahlrechts gewählte) politi- 
sche Mandatsträger und nicht durch 
Stimmbürger/innen abgegeben werden, 
formell noch immer relativ gering. Am 
vorletzten Sonntag betrug er rund 4 Pro- 
zent. In Anbetracht der Tatsache, dass 
man — aufgrund des indirekten Wahlsys- 
tems, und des „Sperrriegels‘“ durch das 
Mehrheitswahlrecht auf vielen Ebenen — 
nur eine äußerst marginale Präsenz des 
FN hätte erwarten können, ist dies den- 
noch ein bedeutender Erfolg für die ex- 
treme Rechte. Auch gegenüber den letz- 
ten Senatswahlen in denselben Wahlbe- 


zirken wie jetzt, welche in den Jahren 
2001 und 2004 stattfanden, fällt der Zu- 
wachs zugunsten des FN oft relativ spek- 
takulär aus. So nahm die Stimmenzahl 
(von Wahlmännern und -frauen) des FN 
im nordfranzösischen früheren Bergbaur- 
revier Pas-de-Calais gegenüber 2001 von 
zuvor 21 auf jetzt 101 Stimmen zu. Im 
ostfranzösischen Bezirk Moselle, in 
Lothringen, wuchs sie von zuvor 13 (im 
Jahr 2004) auf jetzt 87. 


Keine Ausrede mehr beim 
„Ausländer“-Wahlrecht 


Sollte die französische Sozialdemokratie, 
mit oder ohne die übrigen Linksparteien, 
nunmehr auch die Parlamentswahlen im 
nächsten Jahr gewinnen, so hat sie dann 
eine Ausrede weniger — dass sie progres- 
sive Reformen aufgrund eines Mangels 
an Mehrheiten in beiden Kammern nicht 
vornehmen könne. Zwar hat im Streitfal- 
le zwischen Nationalversammlung und 
Senat in der Regel Erstere, also das „Un- 
terhaus“, das letzte Wort. Allerdings be- 
deutet dies bei Konflikten erhebliche 
Zeitverzögerungen, da, bevor es zu einer 
Entscheidung per Kampfabstimmung 
kommt, Vermittlungsausschüsse zwi- 
schen beiden Kammern gebildet und 
Kompromissmöglichkeiten darin erörtert 
werden müssen. Und bei Beschlüssen, 
die Verfassungsänderungen beinhalten 
oder aber dem Volk bei einem Referen- 
dum zur Abstimmung vorgelegt werden 
sollen, benötigt das Regierungslager un- 
abdingbar eine Mehrheit in beiden Teilen 
des Parlaments. 

Im Jahr 2000 hatte die damalige linke 
Regierungskoalition so das Wahlrecht für 
„Ausländer/innen“, also in Wirklichkeit 
für dauerhaft in Frankreich wohnhafte 
Einwanderer, in der Nationalversamm- 
lung beschlossen. Die stillschweigend 
dagegen opponierenden Politiker inner- 
halb des sozialdemokratischen Lagers 
hatten sich damals bequem darauf ausru- 
hen können, dass dieser — in erster Le- 
sung durch das „Unterhaus“ angenom- 
mene — Entwurf im Senat ohnehin keine 
Mehrheit finden würde. Aus diesem 
Grunde wurde die Vorlage gar nicht erst 
zur Debatte im Senat eingereicht, son- 
dern blieb seitdem unangetastet in den 
Schubladen liegen. 

Aber falls die Sozialdemokratie im 
kommenden Frühjahr eine Mehrheit in 
der Nationalversammlung gewinnt, dann 
kommt diese zu einer bestehenden „‚lin- 
ken“ Mehrheit im Senat hinzu. Bislang 
bestehende strukturelle Blockaden entfal- 
len dann als Ausrede. 

Bernhard Schmid, Paris I 


1 Vgl. dazu http://www.lexpress.fr/actualite/ 
politique/le-bouclierfiscal-symbole-de-Hinjustice- 
selon-baroin_927271.html 

2 Vgl. http://www.marianne2.fr/Senatoriales- 
le-Front-national-vendange-et-engrange_a 


210856.html 
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Freispruch für tunesische 
Kapitäne! Seenotrettung ist 
doch kein Verbrechen! 


PALERMO/ITALIEN. Die beiden tunesi- 
schen Kapitäne Abdelbasset Zenzeri und 
Abdelkarim Bayoudh sind jetzt durch das 
Berufungsgericht Palermo freigesprochen 
worden. Diese hatten im August 2007 
44 Schiffbrüchige vor Lampedusa aus 
Seenot gerettet, wurden dann verhaftet 
und in erster Instanz am Gericht Agrigen- 
to wegen Widerstand gegen ein Kriegs- 
schiff zu zweieinhalb Jahren verurteilt. 
Borderline-europe begrüßt den Frei- 
spruch. 

In seinem Plädoyer sprach sich Staats- 
anwalt Umberto De Giglio für einen Frei- 
spruch der beiden Kapitäne aus. Es sei un- 
verständlich, warum das Gericht in Agri- 
gento die beiden von dem Vorwurf der 
Beihilfe zur illegalen Einreise freigespro- 
chen, den damit zusammenhängenden 
Vorwurf des Widerstandes aber beibehal- 
ten habe. Stattdessen sprach das Appella- 
tionsgericht, 3. Sektion, die Fischer von 
allen Vorwürfen frei, da die Tat der Seeno- 
trettung keinen Straftatbestand, sondern 
eine Notwendigkeit darstelle. Borderline- 
europe sowie alle weiteren in den Fall in- 
volvierten antirassistischen Gruppen und 
Vereinigungen bringen hiermit ihren 
Wunsch zum Ausdruck, dass solch men- 
schenverachtende Verfahren, die gegen 
jegliches Rechtsempfinden und gegen die 
Gesetze der Seefahrt verstoßen, nicht 
mehr geführt werden. 

Seenotrettung ist eine Pflicht, kein Ver- 
brechen! borderline-europe und alle ande- 
ren Vereine bedanken sich ausdrücklich 
bei den beiden Verteidigern Leonardo 
Marino und Giacomo La Russa sowie bei 
allen denen, die in den mehr als vier Jah- 
ren Prozess immer an die Unschuld ihrer 
Klienten geglaubt haben. 

Judith Gleitze für borderline-europe, 
Sitz Sizilien I 


Runder Tisch zur Abschie- 
bungshaft 


INGELHEIM. Der Runde Tisch Ingelheim, 
vereinbart im rheinland-pfälzischen Ko- 
alitionsvertrag zwischen SPD und Grü- 
nen, hat sich konstituiert. Er soll die Be- 
dingungen und den Vollzug der Abschie- 
behaft prüfen und Vorschläge entwickeln, 
wie die Lebensbedingungen der Inhaftier- 
ten unter humanitären Gesichtspunkten 
verbessert werden können. Zur Zeit leben, 
so die entsprechenden Pressemitteilungen 
des Ministeriums für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen, nur 16 Men- 
schen in der Abschiebungshaft Ingelheim, 
wo es 250 Plätze gibt, von denen 50 Plät- 
ze dem Saarland zur Verfügung gestellt 
werden, wie dies ein Kooperationsvertrag 


regelt. Ohne öffentlichen Druck wäre es 
zu diesem faktischen Bedeutungsverlust 
von Ingelheim wohl nicht gekommen. Es 
besteht trotzdem aller Grund für die Orga- 
nisationen außerhalb des Runden Tisches, 
weiter Druck zu machen, damit am Ende 
die monströse Haftanstalt Ingelheim auf- 
gelöst wird. Bis Ende 2012 will sich der 
Runde Tisch Zeit für die Erstellung eines 
Konzeptes lassen. Das wirkt nicht gerade 
ehrgeizig, wenn man die Umsetzungszeit 
hinzurechnet. Ein Jahr hat schließlich 365 

Hafttage. 
Ouelle: http:/www.proasyl.de/de 
newsletter-nr-174 


NGOs rufen zur weiteren 
Beobachtung des Oury- 


Jalloh-Prozesses auf 
MAGDEBURG. Die Ökumenische Bundes- 
arbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche, 
die Internationale Liga für Menschen- 
rechte und das Komitee für Grundrechte 
und Diakonie rufen zur weiteren Beob- 
achtung des Prozesses um den Tod von 
Oury Jalloh beim Landgericht Magdeburg 
auf. Sie verurteilen den Polizeieinsatz ge- 
gen Mouctar Bah, Träger der Carl von Os- 
sietzky-Medaille, an einem der letzten 
Verhandlungstage. In einer Pressemittei- 
lung vom 23. August 2011 wird der rigide 
polizeiliche Umgang mit einigen Prozess- 
beobachtern aufs schärfste verurteilt. Fan- 
ny Dethloff, Vorsitzende der ökumeni- 
schen Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in 
der Kirche, fordert endlich eine Politik, 
die sich dem Versagen angesichts eines 
tiefen behördlichen Rassismus stellen 
müsse. Fanny-Michaela Reisin, Präsiden- 
tin der Internationalen Liga für Men- 
schenrechte, gibt einen Eindruck aus ihrer 
sporadischen Teilnahme an der Prozess- 
beobachtung wider. Das Gericht und folg- 
lich auch die Bediensteten des Wachper- 
sonals im Gerichtssaal fassten die Teil- 
nahme der Öffentlichkeit im Verfahren of- 
fenbar als großzügig zugestandenes Ent- 
gegenkommen auf und nicht als Recht der 
Bürgerinnen und Bürger. Auch durch die 
Vorfälle am 11. August sei deutlich ge- 
worden, dass die weiteren Verhandlungs- 
tage dringend einer öffentlichen Beobach- 
tung bedürften. 
Ouelle: htip:/www.proasyl.de/ 
de/news/newsletter MM 


Tag des Flüchtlings: 
Asylsuchende berichten 


über ihre Erfahrungen 

Zum Tag des Flüchtlings, am Freitag, den 
30. September, laden der Flüchtlingsrat 
Niedersachsen zusammen mit dem Verein 
der Roma in Niedersachsen, Romane 
Aglonipe e.V. und dem antirassistischen 
Plenum Hannover zu einer Veranstaltung 


am Schillerdenkmal in Hannover ein. 
Menschen mit Flucht- und Exilerfahrung, 
Flüchtlinge und Asylsuchende werden 
dort sprechen und von der Situation in ih- 
ren Herkunftsländern, ihren Fluchtgrün- 
den und -wegen sowie ihrer jetzigen Si- 
tuation in Deutschland und ihren Kämp- 
fen um Sicherheit, Würde und Teilhabe an 
unserer Gesellschaft erzählen. 

Gründe zu fliehen gibt es viele: politi- 
sche, sexuelle, religiöse oder Minderhei- 
tenverfolgung, Armut und Hunger, Natur- 
katastrophen, unsichere politische Kon- 
stellationen und fehlende Zukunftschan- 
cen sind nur einige davon. Oft sind sie 
durch Kolonialismus und durch fortbeste- 
hende internationale wirtschaftliche und 
politische Abhängigkeiten verursacht, 
doch nur wenige der Fluchtursachen bie- 
ten zumindest die theoretische Chance, 
langfristig in Deutschland bleiben zu dür- 
fen. 

Viele Asylsuchende leben seit 10 Jah- 
ren oder länger in unsicheren Verhältnis- 
sen mit Kettenduldungen, die nur einige 
Wochen oder Monate gültig sind, und an 
deren Ende der ungewisse Weg zur Aus- 
länderbehörde steht, die über Aufenthalts- 
verlängerung oder Abschiebung entschei- 
det. Andere sind als AsylbewerberInnen 
oder Kontingentflüchtlinge anerkannt und 
haben einen sichere(re)n Status. Viele der 
betroffenen Menschen haben keine Er- 
laubnis zu arbeiten. Etliche müssen in iso- 
liert gelegenen und schlecht ausgestatte- 
ten Lagern leben. Statt Bargeld bekom- 
men sie Wertgutscheine, was sie in der 
freien Wahl ihrer Lebensmittel und Güter 
beschneidet und sie beim Einkauf weite- 
ren Diskriminierungen aussetzt. Über all 
diese Erfahrungen werden Flüchtlinge auf 
der Veranstaltung berichten. 

Presseinformation Flüchtlingsrat 
Niedersachsen vom 29.9.2011 WM 


Kirchenasyl für Somalier in 
Beverstedt 


Die Abschiebung des somalischen Flücht- 
lings, der am 30.8. im Rahmen des Dublin 
II - Abkommens aus dem Landkreis Cux- 
haven nach Malta abgeschoben werden 
sollte, konnte durch ein Kirchenasyl vor- 
läufig gestoppt werden. Nachfolgend ge- 
ben wir dazu die Erklärung der Bever- 
stedter Kirche wieder: 

„seit dem 29. August befindet sich Ab- 
dirisaaqg M. im Kirchenasyl in der Bever- 
stedter Kirche. Ihm stand die Überstel- 
lung nach Malta, wo er vor vier Jahren 
erstmalig europäischen Boden betreten 
hatte, unmittelbar bevor. Eine Unterstüt- 
zergruppe wandte sich daraufhin mit der 
Bitte um Kirchenasyl an den Kirchenvor- 
stand in Beverstedt. Der Kirchenvorstand 
hat angesichts des Gesundheitszustandes 
von M. und der äußerst angespannten Si- 
tuation für Flüchtlinge auf Malta dieser 
Bitte entsprochen. Die Kirchengemeinde 
bittet um Verständnis, dass sie im Interes- 
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se des Betroffenen nicht kontinuierlich 
über den Fortgang in der Angelegenheit 
berichten wird.“ gez. Kai Weber 
Ouelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
2.9.2017 WM 


Weltkindertag 2011: 
UN-Kinderrechte nicht 
länger ignorieren 

Ein Jahr nach der Rücknahme der auslän- 
derrechtlichen Vorbehalte zur UN-Kin- 
derrechtskonvention verharrt die Bundes- 
regierung im Stillstand. Obwohl die UN- 
Kinderrechte seit dem 15. Juli 2010 auch 
für hier lebende Flüchtlingskinder gelten, 
hat es die Bundesregierung bislang ver- 
säumt, die Benachteiligung von Flücht- 
lingskindern zu beseitigen. Der Hand- 
lungsbedarf zur Umsetzung der UN-Kin- 
derrechtskonvention ist groß. 

Noch immer werden Flüchtlingskinder 
schon mit 16 Jahren im Asylverfahren wie 
Erwachsene behandelt. Das widerspricht 
den Vorgaben der UN-Kinderrechtskon- 
vention. 

Deutschland verweigert rund 40000 
Kindern gleiche Rechte und ein men- 
schenwürdiges Leben, da sie unter das 
Asylbewerberleistungsgesetz fallen. Nach 
diesem Sondergesetz bekommen die Hil- 
febedürftige im Vergleich zu Hartz-IV- 
Beziehenden um mehr als 35 Prozent re- 
duzierte Leistungen. Für sechsjährige 
Kinder ist die Diskrepanz am größten: Sie 
erhalten derzeit monatlich Leistungen in 
Höhe von 132 Euro; das sind 47 Prozent 
weniger als der Regelsatz eines gleichalt- 
rigen Kindes nach Hartz IV (251 Euro). 
Ausgegeben werden die Leistungen oft 
als „Sachleistungen“ in Form von Essens- 
paketen, Altkleidern oder Gutscheinen. 
Den Familien wird damit Selbstbestim- 
mung verweigert, die Kinder werden stig- 
matisiert. 

Weiterhin müssen Flüchtlingskinder in 
vielen Regionen Deutschlands in Sam- 
mellagern und Gemeinschaftsunterkünf- 
ten leben. Das bedeutet mangelhafte pä- 
dagogische Betreuung, fehlende Unter- 
stützung und ungenügende medizinische 
und therapeutische Hilfe. Ausländerrecht- 
liche Ausbildungsverbote, die die Behör- 
den aussprechen können, zerstören die 
Zukunftschancen vieler hier lebender jun- 
ger Menschen. 

Flüchtlingskinder dürfen nicht länger 
als Kinder zweiter Klasse behandelt wer- 
den. Ihnen müssen alle Entwicklung- 
schancen zuteil werden, die unsere Ge- 
sellschaft auch anderen Kindern bietet. 

„Nach dem Signal der Rücknahme der 
Vorbehalte bleibt die Politik gefordert, da- 
raus auch endlich die Konsequenzen zu 
ziehen: das Ende der institutionellen und 
gesetzlichen Diskriminierung von Flücht- 
lingskindern“, sagte Heiko Kaufmann, 
Vorstandsmitglied von PRO ASYL. 

Das Forum Menschenrechte, die Natio- 
nal Coalition und PRO ASYL haben mit 
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mehr als 50 Verbänden und Initiativen 
eine bundesweite Kampagne gestartet, die 
unter dem Titel ‚Jetzt erst Recht(e) für 
Flüchtlingskinder“ eine vollständige Um- 
setzung der UN-Kinderrechtskonvention 
für alle in Deutschland lebenden Kinder 
fordert. Zusammen mit Campact wurden 
im Rahmen der Kampagne bereits 34.600 
Unterschriften für die Forderung nach 
gleichen sozialen Rechten für Flücht- 

lingskinder gesammelt. 
Quelle: Presseerklärung Pro Asyl 
19.9.2011 I 


Pro Asyl, Caritas und 
Diakonie fordern neue 


Bleiberechtsregelung 

Pro Asyl, der Deutsche Caritasverband 
und das Diakonische Werk der EKD for- 
dern gemeinsam eine neue bundesgesetz- 
liche Bleiberechtsregelung. Trotz mehre- 
rer Bleiberechtsbeschlüsse der Bundes- 
länder und des Deutschen Bundestages le- 
ben noch immer 73000 Menschen in 
Deutschland, die auch nach sechs Jahren 
in Deutschland noch keine gesicherte 
Aufenthaltsperspektive haben. Gründe 
sind die sehr harten Ausschlusskriterien, 
weit in der Vergangenheit liegende Stich- 
tage und überzogene Anforderungen an 
die eigenständige Sicherung des Lebens- 
unterhalts. 

Beratungsstellen, Flüchtlingsräte und 
Initiativen erleben immer wieder, wie die 
aktuelle Gesetzgebung zu sehr belasten- 
den Situationen für die Menschen führt. 
Diese Beispiele verdeutlichen dies: 

e Ein heute 26-jähriger und seit neun 
Jahren in Deutschland lebender Außen- 
handelskaufmann erhält kein Bleiberecht, 
da seine Familie wenige Wochen nach 
dem Stichtag der ersten Bleiberechtsrege- 
lung einreiste. Für die seit dem 1.7.2011 
geltende neue Bleiberechtsregelung für 
Jugendliche ist er mit 26 zu alt. 

e Heute zehnjährige Zwillinge sind zu 
jung für ein Bleiberecht, obwohl sie in 
Deutschland geboren und aufgewachsen 
sind. Die Familie muss noch fünf Jahre 
warten, bis sie die Chance auf eine sichere 
Lebensperspektive hat. Bis dahin droht 
den Zwillingen und ihrer Familie die Ab- 
schiebung. 

e Ein Arbeiter mit einem Nettover- 
dienst von 1050 Euro ist zu arm für ein 
Bleiberecht für die ganze Familie, da sein 
Lohn nicht für eine vollständige eigene 
Lebensunterhaltssicherung der Familie 
ausreicht. 

e Alte und kranke Menschen sind eben- 
falls von einem Bleiberecht ausgeschlos- 
sen, da sie in der Regel ihren Lebensun- 
terhalt nicht aus eigener Kraft sichern 
können. 

Pro Asyl, der Deutsche Caritasverband 
und das Diakonische Werk der EKD ha- 
ben eine gemeinsame Broschüre heraus- 
gegeben, in der die Defizite der bisheri- 
gen Bleiberechtsregelungen klar benannt 


werden. Schon seit Jahren fordern alle 
drei Verbände eine neue, wirksame und 
dauerhafte Bleiberechtsregelung. 

Pro Asyl, Caritas und Diakonie rufen 
aus Anlass der am Sonntag beginnenden 
Interkulturellen Woche dazu auf, aktiv zu 
werden. In einer Vielzahl von Veranstal- 
tungen und Gottesdiensten wird bundes- 
weit das Schicksal von Geduldeten thema- 
tisiert. Einen Schwerpunkt bildet der von 
den Kirchen veranstaltete bundesweite 
Tag des Flüchtlings am 30. September in 
Braunschweig. Im Rahmen der Interkultu- 
rellen Woche finden in rund 400 Gemein- 
den mehrere tausend Veranstaltungen statt. 
Weitere Informationen hierzu finden Sie 
unter www.interkulturellewoche.de. 

Informationen zum Thema Bleiberecht 
erhalten Sie unter www.proasyl.de und 
www.aktion-bleiberecht.de. 

Ouelle: Presseerklärung ProAsyl 
23. September 2011 WM 


Ärzteparlament fordert, 
Clearingstelle einzurichten 
zur besseren Versorgung 
„Papierloser” 


HAMBURG. Die Delegiertenversammlung 
der Ärztekammer Hamburg hat sich in ih- 
rer Sitzung am Montag dafür ausgespro- 
chen, dass der Senat nun endlich die seit 
langem geplante Clearingstelle einrichtet, 
die die Versorgung von so genannten „Pa- 
pierlosen“ in Hamburg verbessern soll. 

Die Resolution im Wortlaut: 

„seit 2010 plant der Senat die Einrich- 
tung einer Clearingstelle für so genannte 
„Papierlose“ und stellte dafür aus Sonder- 
investitionsmitteln zunächst 500 000 Euro 
für die medizinische Versorgung von 
Menschen zur Verfügung, die sich illegal 
in Hamburg aufhalten. Die Delegierten- 
versammlung fordert den Senat auf, die 
Clearingstelle nun unverzüglich einzu- 
richten und die Fondsmittel freizugeben, 
um die medizinische Versorgung von „Pa- 
pierlosen‘“ zu sichern. Bislang behandeln 
viele Ärzte und Kliniken diese Patientin- 
nen und Patienten unentgeltlich. Es darf 
aber nicht sein, dass die Politik sich auf 
der Hilfsbereitschaft der Ärzte und Klini- 
ken ausruht. 

Anknüpfend an den Beschluss der De- 
legiertenversammlung vom 18.1.2010 
fordert die Ärzteschaft weiterhin eine po- 
litische Lösung wie den anonymen Kran- 
kenschein und klare Regelungen für die 
medizinische Versorgung illegal in Ham- 
burg lebender Menschen. Denn ein kran- 
ker Mensch ist in erster Linie jemand, der 
ärztlicher Hilfe bedarf, und zwar unab- 
hängig von seiner Herkunft, seiner Religi- 
on oder seinem Aufenthaltsstatus.““ 

„Die medizinische Versorgung von Ille- 
galisierten muss sich bessern. Auch ihnen 
muss es möglich sein, Ärztinnen und Ärz- 
te oder auch Krankenhausbehandlung in 
Anspruch zu nehmen“, sagte Dr. Frank 


Ulrich Montgomery, Präsident der Ärzte- 
kammer Hamburg. Dafür sei die geplante 
Clearingstelle ein Schritt in die richtige 

Richtung. 
PM der Ärztekammer Hamburg, 
31.8.2011 M 


Zahnmedizinische Versor- 
gung von Flüchtlingen in 


Thüringen - ein Skandal 
THÜRINGEN. Auf skandalöse Praktiken 
bei der zahnmedizinischen Versorgung 
von Flüchtlingen in Thüringen weist die 
Antwort auf eine Kleine Anfrage der SPD 
zu diesem Thema im Thüringer Landtag 
hin. Offenbar werden insbesondere in ei- 
nigen Gebietskörperschaften die Zähne 
dieser Personengruppe häufiger gleich ge- 
zogen, statt sie zu behandeln,. Jedenfalls 
liegen von Seiten des Innenministeriums 
jetzt Zahlen vor, die diese Schlussfolge- 
rung nahe legen. Die auseinanderlaufende 
Praxis in den einzelnen Landkreisen deu- 
tet auf ein völliges Versagen der Fachauf- 
sicht hin. Der Innenminister will das Pro- 
blem offenbar gar nicht erkennen, son- 
dern verweist auf den Wortlaut des Asyl- 
bewerberleistungsgesetzes. Der aber er- 
klärt nicht das, was in Thüringen im All- 
tag offenbar abläuft. 

Der Flüchtlingsrat Thüringen hat am 9. 
August 2011 mit einer Presseerklärung 
„Zähne ziehen statt behandeln?“ reagiert 
und harsche Kritik geübt. Weder gebe es 
eine gesetzliche noch eine politische 
Grundlage, die dies alles legitimiere. Die 
Landesregierung sei aufgefordert, eine 
rechtskonforme Handreichung zu entwi- 
ckeln, damit diesen gravierenden Miss- 
ständen ein Ende gesetzt werde. Dabei 
müsse selbstverständlich in erster Linie 
die Zahnerhaltung — analog der Kassen- 
leistung für gesetzlich Versicherte — die 
Grundlage sein. Der Menschenrechtsbe- 
auftragte der Thüringer Landesärztekam- 
mer unterstützt diese Forderung. 

In den vergangenen Jahren allerdings 
hatten sich die ärztlichen Institutionen 
nicht mit Ruhm bekleckert. Probleman- 
zeigen seitens des thüringischen Flücht- 
lingsrates lagen bereits in den Jahren 2003 
und 2004 vor. Amtszahnärzte hatten ent- 
sprechende Praktiken auch gegenüber 
dem SPD-Gesundheitsexperten Dr. Tho- 
mas Hartung bestätigt, von dem die An- 
frage im thüringischen Landtag stammt, 
wollten aber anonym bleiben, so die Thü- 
ringer Allgemeine am 4. August 2011. Die 
kassenzahnärztliche Vereinigung wies die 
Vorwürfe vehement zurück — überra- 
schend vor dem Hintergrund der eindeuti- 
gen Zahlen, etwa bezüglich des Verhält- 
nisses der behandelten zu gezogenen Zäh- 
nen in den einzelnen Kreisen. Auch der 
Vergleich der durchschnittlichen „Extrak- 
tionsquote“ für das ganze Land fällt zwi- 
schen der Personengruppe Asylbewerber 
und den Normalversicherten drastisch 
aus. Asylbewerbern wurde jeder fünfte 
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Frau von der Leyen 
verweigert das Gespräch 


HANNOVER. Frau von der Leyen 
spricht von der Ladefläche eines 
Oldtimers zu einer kleinen Men- 
schenmenge vor einem Einkaufszentrum 
in Hannover-Bothfeld — CDU-Sommer- 
fest zum Wahlkampfabschluss in Nieder- 
sachsen. Sie hebt an, wie stolz sie wäre in 
einer Demokratie zu leben, während wir, 


Foto: loeffelbein_migration_008, wwwflickr.com 


die heute für die Rechte von Flüchtlings- 
kindern demonstrieren, von der Polizei 
hinter die Absperrung des öffentlichen 
Festes gedrängt stehen. 

Gut sichtbar für alle Anwesenden hal- 
ten wir unsere Plakate in die Höhe, stell- 
vertretend für die 40 000 Flüchtlingskin- 
der, die täglich durch das Asylbewerber- 
leistungsgesetz diskriminiert werden. 

„Frau von der Leyen, wir fordern: 
Gleiche Rechte für Flüchtlingskinder!“ 
rufen die Menschenrechtler im Chor, als 
die Sozialministerin ihre Rede schließt, 
um sich nun den Bürger/innen des Festes 
für persönliche Fragen zuzuwenden. Ob- 
wohl wir sie schriftlich eingeladen und 
zwei ihrer Referenten unser Anliegen 
vorgetragen haben, weigert sich die Mi- 
nisterin zum zweiten Mal, Stellung zu 
nehmen und den persönlichen Lebens- 
mittelgutschein entgegenzunehmen, den 
wir für sie mitgebracht haben. Sie sitzt 
am Biertisch, während wir hinter der Ab- 
sperrung demonstrieren. Auch wir hätten 
Fragen gehabt: Wie will die Regierung 
das Asylbewerberleistungsgesetz neu re- 
geln? Warum schweigen Sie zum Inhalt 
der Prüfung des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes und zu den Zwischenergebnis- 
sen? 

Seit 1 1/2 Jahren, als das Bundesver- 
fassungsgericht die Regelsätze im Asyl- 
bewerberleistungsgesetz für verfassungs- 
widrig erklärte, verschleppt Frau von der 
Leyen als zuständige Sozialministerin die 


Reform des diskriminierenden Gesetzes. 
Weder der Öffentlichkeit noch dem Par- 
lament ist zu der seit Monaten anhalten- 
den „Prüfung“ im Sozialministerium et- 
was bekannt. Besonders Kinder sind von 
dem Gesetz betroffen: Ein Drittel der 
Leistungsempfänger sind Minderjährige. 

Frau von der Leyen hat heute beschlos- 


sen, den Protest einfach zu ignorieren. 
Ihre Inszenierung als bürgernah und fa- 
milienfreundlich gerät damit zur Farce. 
Ignorieren fällt auch nicht leicht, wenn in 
wenigen Metern Entfernung entschlosse- 
ne Menschen stehen, die mit ihren Forde- 
rungen auf sich aufmerksam machen. 
Und wenn hinter diesen Forderungen 
mehr als 33 000 Menschen stehen, die bei 
jeder weiteren Veranstaltung der Ministe- 
rin bei sich vor Ort auch auf die Straße 
gehen würden. 

Sogar ein massives Polizeiaufgebot 
rückte auf Hinweis ihres Büros an. Die 
Polizei kam gleich mit zwei Mann- 
schaftswagen, bewachte die Eingänge 
und will uns jetzt eine Ordnungswidrig- 
keit wegen Aufruf zu einem Flashmob 
anhängen. 

Langfristig wird Ministerin von der 
Leyen sich den drängenden Fragen von 
über 33 000 Bürger/innen nicht entziehen 
können. Im Postfach ihres Referenten 
liegt nun unsere Anfrage, sich jetzt 
schriftlich zu unseren Forderungen zu äu- 
Bern. Sollte sie dies tun, werden wir ihre 
Antwort hier im Blog veröffentlichen. 
Ansonsten kann sie mit weiteren Aktio- 
nen rechnen, bei öffentlichen Auftritten 
und wenn das Bundesverfassungsgericht 
sein Urteil zu zwei Klagen zum Asylbe- 
werberleistungsgesetz gefällt hat, das 
noch für dieses Jahr angekündigt ist. 

Quelle: http://blog.campact.de 
10.9.2011 
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behandelte Zahn gezogen. Ansonsten 
liegt die Extraktionsquote zwischen 0,5 
und 5 %, so die Thüringer Allgemeine. 
Trotzdem behauptet die kassenzahnärztli- 
che Vereinigung, den Ärzten werde eine 
bewusste Körperverletzung unterstellt. 
Gegen diese Verleumdung müsse man 
sich rechtliche Schritte vorbehalten. An- 
dererseits heißt es, dass man als KZV an 
die Gesetze des Landes gebunden sei. 
Hier wird die Auseinandersetzung interes- 
sant. Müssen Ärzte Gesetze befolgen, die 
ihnen aus Kostengründen die nicht sach- 
gerechte Behandlung von Patienten nahe 
legen und ist dies ggf. nicht nur ein Ver- 
stoß gegen die ärztliche Ethik, sondern 
möglicherweise ein Körperverletzungstat- 
bestand? 

Die Grünen-Abgeordnete Astrid Rothe- 
Beinlich hat sich klar positioniert. Sie 
meint: Das Ziehen behandelbarer Zähne 
ist eine systematische Körperverletzung. 
Man darf gespannt sein über die Fortset- 
zung der Debatte u.a. zwischen dem Men- 
schenrechtsbeauftragten der Thüringer 
Landesärztekammer und dem Vorsitzen- 
den der kassenzahnärztlichen Vereini- 
gung, der zwar politischen Handlungsbe- 
darf bei der Regierung sieht, seine Kolle- 
gen bisher allerdings in Schutz nimmt 

Ouelle: http:/www.proasyl.de/de/ 
news/newsletter-ausgaben/ni-2011 I 
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Neues Filmprojekt über 
Flüchtlinge in Deutschland 


NÜRNBERG. Gemeinsam mit in Deutsch- 
land lebenden Flüchtlingen haben der 
Bundesfachverband Unbegleitete Min- 
derjährige Flüchtlinge e.V. (BUMF) und 
UNHCR einen Kurzfilm produziert, der 
nun bei den ‚Nürnberger Tagen zum Asyl- 
und Ausländerrecht‘ im Oktober Premiere 
feiern soll. Die jungen Menschen aus ver- 
schiedenen Herkunftsländern stehen da- 
bei vor und hinter der Kamera im 
Mittelpunkt des Projektes. In ‚Angekom- 
men‘ thematisieren sie sowohl ihre eigene 
Geschichte als auch die von anderen 
Flüchtlingen, die schon länger in 
Deutschland leben. 

Für die Filmschaffenden und die Akteu- 
re war die Umsetzung in vielfacher Hin- 
sicht eine Herausforderung. Nach einer 
kurzen Kennenlernphase haben sie sich 
im Team arrangiert, Ideen ausgewertet 
und ein schlüssiges Konzept ausgearbei- 
tet, wie der Film über den Sommer 2011 
aufgenommen, geschnitten und nachbear- 
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beitet werden kann. Hierbei konnten die 
ehemaligen zumeist unbegleiteten Min- 
derjährigen aus dem Irak, Eritrea, Viet- 
nam, Armenien und Kosovo auf die Ex- 
pertise des 31-jährigen Irakers Irfan Tau- 
fik zurückgreifen, der selbst als Flüchtling 
nach Deutschland gekommen und seit 
Jahren in der Filmproduktion und im 
Schauspiel tätig ist. 

Bereits bei der Entwicklung des Story- 
boards konnten die jungen Teilnehmer 
ihre eigene Fluchtgeschichte reflektieren 
und ihre Träume und Sehnsüchte mit den 
anderen teilen. Dabei wurden sowohl ne- 
gative wie positive Erfahrungen bei der 
Vergangenheitsbewältigung als auch bei 
der Integration in Deutschland angespro- 
chen und mit der Kamera festgehalten; 
ebenso im Gespräch der Jugendlichen mit 
älteren Flüchtlingen aus Bosnien Herze- 
gowina, aus Äthiopien, dem Kongo und 
aus dem Irak, die bereits schon vor Jahren 
nach Deutschland gekommen waren und 
sich ähnlichen oder auch völlig anderen 
Fragestellungen gegenüber sahen. 

Für die betreuenden Mitarbeiter von 
BUMF und UNHCR war die Kooperation 
ebenfalls eine willkommene Gelegenheit, 
mit den Betroffenen selbst über ihr 
Schicksal zu sprechen und die eigenen 
Arbeitsansätze kritisch zu hinterfragen. 

Das Fazit fällt für alle Beteiligten posi- 
tiv aus und soll eine Brücke bauen, um ei- 
nander besser zu verstehen und aufeinan- 
der zugehen zu können. 

Im Rahmen seines 60-jährigen Beste- 
hens hat UNHCR ein ähnliches Projekt 
auch in Finnland durchgeführt. 

In Anwesenheit des Filmteams wird 
‚Angekommen‘ am Mittwoch, 5. Okto- 
ber 2011 um 18.00 Uhr im Saal 45 des Al- 
ten Rathauses in Nürnberg aufgeführt. 
Der Film wird auch in Kürze auf DVD er- 
hältlich sein und kann bei UNHCR bezo- 
gen werden. 

Quelle: http://www.unhcr.de I 


Verzweifelte Lage abge- 
schobener Roma-Kinder im 


Kosovo 

Roma-Kindern, die aus Deutschland und 
anderen europäischen Ländern in den Ko- 
sovo abgeschoben wurden, bleiben dort 
weiterhin elementare Rechte vorenthal- 
ten. Dies ist Ergebnis einer neuen UNI- 
CEF-Studie, bei der Forscher rund 200 im 
vergangenen Jahr zurückgeführte Famili- 
en der Roma, Ashkali und Kosovo-Ägyp- 
ter sowie Mitarbeiter kosovarischer Be- 
hörden ausführlich befragt haben. 

Danach gehen drei von vier der betrof- 
fenen schulpflichtigen Kinder nicht zur 
Schule. Die meisten von ihnen sind in 
Deutschland geboren und aufgewachsen. 
Sie leben jetzt mit ihren Familien in extre- 
mer Armut am Rande der Gesellschaft. 

Bereits im vergangenen Jahr hatte UNI- 
CEF detailliert belegt, dass bei Rückfüh- 
rungen von Roma-Kindern in den Kosovo 


das Kindeswohl kaum beachtet wurde. 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt 
und Bremen haben inzwischen veranlasst, 
dass vor Rückführungen in jedem Einzel- 
fall die Folgen für das Kindeswohl ge- 
prüft werden müssen. 

Insgesamt stehen in Deutschland schät- 
zungsweise 5000 bis 6000 Kinder aus 
Roma-Ashkali- und Ägypter-Familien 
vor der Abschiebung in den Kosovo. 
Trotz verstärkter Bemühungen der koso- 
varischen Regierung, die abgeschobenen 
Familien zu unterstützen, ergab die Über- 
prüfung der aktuellen Situation nur gerin- 
ge Verbesserungen gegenüber 2010. So 
sind inzwischen die meisten Kinder end- 
lich registriert und haben offizielle Papie- 
re. 

Vor einem Jahr war noch fast die Hälfte 
der in den Kosovo rückgeführten Kinder 
nicht gemeldet. Sie hatten damit keinen 
Anspruch auf Einschulung, medizinische 
Versorgung und Sozialleistungen. Insge- 
samt haben sich die Lebensumstände 
nach Einschätzung von UNICEF jedoch 
nicht verbessert, für viele Familien sogar 
weiter verschlechtert. 

„Die Untersuchung dokumentiert, dass 
die Rückführung in den Kosovo für die 
meisten Kinder immer noch einer Ab- 
schiebung ins Elend gleichkommt“, sagte 
Tom Koenigs, Vorstandsmitglied von 
UNICEF Deutschland. „Regierungen und 
Behörden in Deutschland wie im Kosovo 
müssen endlich konsequent das Wohl der 
betroffenen Kinder in den Mittelpunkt 
stellen.“ 

„Die Regierung des Kosovo hat deutli- 
che Anstrengungen unternommen, um die 
Rahmenbedingungen für rückgeführte 
Kinder zu verbessern“, sagte der Leiter 
von UNICEF Kosovo, Johannes Wede- 
nig. „Jetzt kommt es darauf an, dass die 
versprochenen Maßnahmen auch tatsäch- 
lich ankommen. Bei jedem einzelnen 
Kind, dessen Rechte und Zukunft durch 
die Abschiebung in Frage gestellt sind.“ 

Nach wie vor leben die meisten aus 
Deutschland in den Kosovo rückgeführ- 
ten Kinder am Rande der Gesellschaft: 

Bildung: Drei Viertel aller in den Ko- 
sovo zurückgeführten Roma-, Ashkali- 
und Ägypter-Kinder im schulpflichtigen 
Alter besuchen keine Schule. Keine der 
vorgesehenen Maßnahmen wie Sprach- 
kurse oder Förderklassen wurden umge- 
setzt. Immer wieder ignorieren Schuldi- 
rektoren offizielle Regelungen, die das 
Recht auf Bildung für diese Kinder si- 
cherstellen sollen und weigern sich, die 
Kinder aufzunehmen. 

D Armut: Viele rückgeführte Familien 
leben weiter in heruntergekommenen 
Wohnungen mit Plastikfolien in den Fens- 
terrahmen und ohne Heizungs- oder Was- 
seranschluss. Sie haben meist keine gere- 
gelte Arbeit und im Laufe des Jahres auch 
den Anspruch auf Sozialhilfe verloren. 
Vielen ist es nicht möglich, lebensnot- 
wendige Medizin oder ausreichend Brot 


zu kaufen. 

BD Mangelnde Unterstützung: Zwar 
hat die kosovarische Regierung erstmals 
einen Reintegrationsfond aufgelegt und 
mit 3,4 Millionen Euro ausgestattet. Die 
Bürgermeister und Schuldirektoren wur- 
den angewiesen, Rückkehrerfamilien zu 
unterstützen. Doch tatsächlich fehlt es an 
politischem Willen und die Umsetzung 
der vorgesehenen Reintegrationsmaßnah- 


men auf der Ebene der Gemeinden ist 
weiterhin völlig unzureichend. Das Sys- 
tem und die bestehenden Verfahren, um 
Hilfe zu erhalten, sind sehr langsam und 
umständlich. 

Nur ein kleiner Teil der vorgesehenen 
Mittel erreicht bislang einige wenige Fa- 
milien. 

Pressemitteilung UNICEF-Studie - 
http://www.roma-kosovoinfo.com 


Asylbewerber fordern Schließung der 
Gemeinschaftsunterkunft Jürgenstorf 


Meckl.-Vorpommern. In einem offe- 
nen Brief an Politiker_innen, Integra- 
tionsbeauftragte, Behördenmitarbei- 
ter_innen, soziale Einrichtungen und 
Verbände, Kirchengemeinden und 
die interessierte Öffentlichkeit for- 
dern die Asylbewerber der Gemein- 
schaftsunterkunft in Jürgenstorf, 
dass das Heim geschlossen wird. Hier 
der Brief im Wortlaut: 


Der nächste Laden befindet sich in dem 
5 km entfernten Ort Stavenhagen, zu dem 
es nur eine Verbindung mit dem Schulbus 
gibt. In Ferienzeiten gibt es keinen Bus. 
Besonders für Kranke, Mütter, die mit ih- 
ren Kindern allein hier sind und alte 
Menschen ist es unzumutbar, dass sie 
über eine Stunde laufen müssen, um et- 
was einkaufen zu können. Im Winter ist 
der Weg noch wesentlich erschwert. Je- 
der Besuch bei der Aa a im 


„Wir, die Heimbewohner der 
Gemeinschaftsunterkunft Jür- \ 
genstorf fordern, dass das 
Heim abgeschafft wird. Die 
schlimmen Lebensbedingun- 
gen hier führen dazu, dass die 
Menschen Depressionen und 
andere psychische und physi- 
sche Krankheiten bekommen, 
die sie nachhaltig und ein Le- 
ben lang schädigen. 

Die _Gemeinschaftsunter- 
kunft befindet sich in dem klei- 
nem Dorf Jürgenstorf. Der Ort |—/ 
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hat 1100 Einwohner und in der 
Gemeinschaftsunterkunft wohnen wir 
derzeit mit etwa 200 Menschen. Der Ort 
bietet keine Infrastruktur. Es gibt hier kei- 
nen Laden, in dem wir Lebensmittel kau- 
fen können und keine Möglichkeiten der 
Freizeitgestaltung wie z.B. Sportvereine. 
Man kann hier nur essen, trinken und 
schlafen. 


Gemeinschaftsunterkünfte in Meckl.-Vorpommern 


Sozialamt in Demmin oder bei einem 
Arzt ist sehr aufwändig und gerade für 
Kranke oft eine unglaubliche Strapaze. 
Zusätzlich sind diese notwendigen Besu- 
che mit für uns hohen Kosten für die Bus- 
fahrt verbunden. Oft sind wir Bewoh- 
ner_innen des Heims auf dem Weg nach 
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Stavenhagen fremdenfeindlichen Über- 
griffen ausgesetzt. Mehrere Bewohner 
wurden bereits bedroht, einer Frau wurde 
das Kopftuch herunter gerissen. Viele 
Menschen, die hier im Heim leben, haben 
daher Angst, wenn sie den notwendigen 
Weg nach Stavenhagen auf sich nehmen. 
Auch an der Regionalschule in Stavenha- 
gen, an der viele unserer Kinder zur 
Schule gehen, spiegelt sich dieses rassis- 
tische Klima unter den Mitschüler_innen 
wieder. Unsere Kinder haben oft Angst 
zur Schule zu gehen. 

Von Jürgenstorf aus ist es uns weiterhin 
kaum möglich, Kontakte zur einheimi- 
schen Bevölkerung zu knüpfen. Viele der 
Heimbewohner innen möchten Deutsch 
lernen, stoßen durch den mangelnden 
Kontakt zu deutschen Mitbürgern dabei 
jedoch schnell an Grenzen. Es gibt im 
Umfeld des Heimes keine Initiativen, die 
z.B. freiwillig Deutschkurse anbieten, 
wie es in anderen Städten der Fall ist. 
Hier sind wir isoliert und ohne Kontakte. 


Die Situation im Heim 


Das Haus ist in einem desolaten Zustand. 
Es ist ein altes, unsaniertes Gebäude. Das 
Heim ist sehr voll und somit ist die Lärm- 
belastung sehr hoch. 

Die Wände sind sehr dünn, es ist nicht 
möglich, Ruhe zu finden. An den Küchen 
muss man zu den üblichen Essenszeiten 
oft anstehen, damit man Kochen kann. 
Es gibt nicht ausreichend Backöfen, in 
denen wir Brot backen können. Von den 
Wänden bröckelt an vielen Stellen der 
Putz ab, wir haben immer wieder Proble- 
me mit Ungeziefer Die Ausstattung in 
den Zimmern ist zum Teil sehr schlecht. 
Die Matratzen sind durchgelegen und die 
Bettwäsche alt. Die Duschen sind vor al- 
lem in den oberen Etagen nicht zu regu- 
lieren. Sie sind entweder zu heiß oder zu 
kalt und können nur von der Heimleitung 
in ihrer Temperatur verstellt werden. Auf 
dem Gelände des Heims gibt es keinen 
Spielplatz, auf dem unsere Kinder sicher 
spielen können. 

In dem Heim gibt es keinen Internetan- 
schluss und wir können im Büro keine 
wichtigen Kopien machen oder Faxe an 
unsere Anwälte aus dem Heim versen- 
den. Wichtige Kommunikationswege 
sind uns damit verbaut. 

Wir fordern, dass das Heim in Jürgens- 
torf geschlossen wird, da kein Mensch 
unter diesen Umständen leben kann. Zu 
viele Menschen sind schon erkrankt. 

Wir fordern, dass alle Bewohner innen 
des Heimes in Städten leben können, in 
denen es die Chance auf ein menschen- 
würdiges Dasein für uns gibt. 

Bitte setzen Sie sich mit uns dafür ein, 
dass das Heim geschlossen wird. 

Nehmen Sie sich die Zeit und kommen 
Sie zu uns, um unsere Geschichten an zu 
hören und sich selber ein Bild zu ma- 
chen.“ Mehr Infos unter: 

http://www. fluechtlingsrat-mv.de I 
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Die Hoffnung auf die 
D-Mark 


Junge Freiheit Nr. 38/11 vom 16.9.2011 
Das Blatt, das die Einführung des Euro 
seit Anfang an mit Erbitterung bekämpft 
hat, wittert nun Morgenluft. Es besteht 
die Möglichkeit, dass der Euro-Rettungs- 
schirm scheitert und so hegt es die Hoff- 
nung, dass die D-Mark wieder zurück- 
kehre. In der Kritik an der Bundesregie- 
rung greift das Blatt dabei auf Bilder zu- 
rück, die an das Ende des zweiten Welt- 
kriegs erinnern sollen: 

„Angela Merkels Politik der alternativ- 
losen Euro-Rettung ist schon jetzt ge- 
scheitert. Wie ein Feldherr, der seine Nie- 
derlage nicht einsehen will, sitzt die 
Kanzlerin im abgedunkelten Bunker, 
operiert mit Geisterarmeen und hofft auf 
die Vorsehung. Deutschland kann der 
Entscheidung nicht länger ausweichen: 
Entweder es beendet die Währungsunion 
in ihrer bisherigen Form, oder es haftet 
gesamtschuldnerisch für sämtliche Euro- 
Staaten und bezahlt die Verlängerung des 
Experiments mit der Enteignung des 
Wohlstands seiner Bürger.“ 

Interessant ist die Forderung, die Wäh- 
rungsunion in ihrer „bisherigen Form“ zu 
beenden. Das bedeutet, dass dem Blatt 
sehr wohl bekannt ist, dass der Wohlstand 
einiger Bürger der Bundesrepublik im 
Wesentlichen auf dem wirtschaftlichen 
Austausch mit den anderen EU-Staaten 
beruht. Die Handelsbilanz der BRD in 
die übrigen EU-Staaten weist seit Jahr- 
zehnten einen Überschuss aus und die 
Bundesrepublik ist durch ihre aggressive 
Exportpolitik auch mit verantwortlich für 
die Schuldensituation anderer EU-Staa- 
ten. Die Kanzlerin macht in der Öffent- 
lichkeit nicht den Eindruck, als hoffe sie 
auf die Vorsehung, sondern als agiere sie 
kalkuliert zur Unterstützung der bundes- 
deutschen Wirtschaft — wo sich der Wohl- 
stand dann sammelt. 


Berlin-Wahl I 


Junge Freiheit Nr. 39/11 

vom 23. September 2011 
Das desaströse Wahlergebnis der Berlin- 
Wahl für die Partei „Die Freiheit“ und für 
„Pro Deutschland“ wertet das Blatt als 
Ergebnis der Zersplitterung. „Die Frei- 
heit“ blieb mit 0,9 Prozent selbst unter 
der Hürde für die Wahlkampfkostenrück- 
erstattung und „Pro Deutschland“ erhält 
mit 1,2 Prozent zwar Wahlkampfkosten- 
rückerstattung, ist aber weit vom Einzug 
in Bezirksrathäuser und Senat in Berlin 
entfernt. 

Selbst die NPD erhielt mit 2,1 Prozent 
so viel wie beide Parteien zusammen. 
Manfred Rouhs, „Pro-Deutschland“- 
Spitzenkandidat und Wahlkampfleiter in 
Berlin, äußerte gegenüber dem Blatt: 
„Die Piratenpartei hat es geschafft, sich 
über die Medienberichterstattung als 
neue Protestpartei in Szene zu setzen“. 

Bei der Partei „Die Freiheit‘ führt das 
Wahlergebnis zu ersten Zerfallserschei- 
nungen, die hessische Landesvorsitzende 
und ihr Stellvertreter sind bereits zurück- 
getreten. 

Die Wahlergebnisse zeigten deutlich, 
dass beide Parteien um dasselbe Wähler- 
potential konkurrierten. Wo nur eine der 
beiden Parteien angetreten sei, habe sie 
deutlich höhere Stimmenergebnisse er- 
zielt. 


Berlin-Wahl II 


Junge Freiheit Nr. 40/11 
vom 30. September 2011 
Die angebliche Islamisierung sei kein 
Wahlkampfthema, ist ein Fazit, das so- 
wohl Stadtkewitz, der Vorsitzende der 
Partei „Die Freiheit‘ wie auch der Ex- 
Kölner Manfred Rouhs, Vorsitzender der 
Partei „Pro Deutschland“ aus dem Ergeb- 
nis der Berlin-Wahl ziehen. 
Rouhs hat nun sowohl „Die Freiheit“ 
wie auch die Freien Wähler und die 
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„Deutsche Konservative Partei“ zu ge- 
meinsamen Gesprächen in Berlin einge- 
laden. Ob diese Einladung Erfolg hat, ist 
fraglich. Selbst das Blatt meint, dass es 
„schwierig“ sei, „Rechtsparteien über- 
haupt unter einen gemeinsamen Hut zu 
bringen — egal wie nahe sie sich pro- 
grammatisch auch standen.“ Manfred 
Rouhs habe eingeräumt, „es sei eine stra- 
tegische Fehlentscheidung gewesen, die 
Islamisierung zum Hauptthema zu ma- 
chen“. Nun werde man auf Themen set- 
zen, die in der öffentlichen Diskussion 
seien, wie die Euro-Krise. 

Das hindert Pro Braun aber nicht da- 
ran, weiter mit diffus ausländerfeindli- 
chen Parolen Politik zu machen - in Ber- 
lin werben sie jetzt mit Aufklebern für 
„lierschutz statt Halal“. Das lässt be- 
fürchten, dass Pro Braun versucht, ähn- 
lich wie die Schächtungskampagnen ge- 
gen jüdische Schlachtrituale nun eine 
vermeintliche Tierschutzkampagne ge- 
gen die türkischstämmige Bevölkerung 
anzuzetteln. 

Beide Parteien haben offensichtlich 
gehofft, auf der Welle des Sarrazin-Bu- 
ches Stimmen zu gewinnen. Das ist ih- 
nen nicht gelungen, sind doch die Haupt- 
konsumenten des Wälzers eher im gut si- 
tuierten Bürgertum zu finden und Sarra- 
zin selbst noch immer Mitglied der SPD. 

uld I 


Kubitschek in der 
„Nationalzeitung” 


MÜNCHEN. In der aktuellen Ausgabe der 
„Deutschen Nationalzeitung“, die vom 
ehemaligen DVU-Chef Gerhard Frey he- 
rausgegeben wird, findet sich ein Inter- 
view mit Götz Kubitschek. Der verant- 
wortliche Redakteur der Zeitschrift „Se- 
zession“ und ehemalige Geschäftsführer 
des um die „Junge Freiheit“ angesiedel- 
ten „Institut für Staatspolitik“ hat un- 
längst ein Buch unter dem Titel „Deut- 
sche Opfer, Fremde Täter“ über „Aus- 
ländergewalt in Deutschland“ mit he- 
rausgegeben. Darin gehe es um „Alltags- 
aggressivität und die Alltagsgewalt vor 
allem junger, männlicher Moslems, die 
sich unter den Deutschen bewegen wie 
Wölfe in einer Schafherde‘“, so Kubit- 
schek im Interview. 

Unverständnis zeigt der in Ravensburg 
unweit des Bodensees geborene Kubit- 
schek über die Wahl eines grünen Minis- 
terpräsidenten in Baden-Württemberg, 
der „die Politik seiner Partei gegen das 
deutsche Volk mitzutragen“ habe. Ku- 
bitscheks Mitautor des in der „edition 
antaios“ erschienenen Buches, Michael 
Paulwitz, langjähriger Autor der „Jungen 
Freiheit“, hielt unlängst eine Lesung vor 
Interessenten und Mitgliedern der extrem 
rechten „Bürgerbewegung pro NRW“ in 
Leverkusen. hma 


